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Vorwort

Liebe Kolleginnen,

liebe Kollegen,

ein neues Jahr, neuer Minister und Staatssekretär, neuer LPP, neuer Inspekteur (zumindest demnächst),
teils neue Präsidenten und Vizepräsidenten, neuer Beauftragter für die Polizei, neues Dienstrecht (zum
Teil), neuer Dienstausweis. Man könnte glauben, die hessische Polizei erfindet sich neu.

Aber noch lange ist nicht alles Gold, was glänzt. Eine neue Führungskultur ist noch nicht überall zu
spüren und in Teilbereichen ist die Kommunikation noch verbesserungswürdig.

Aber was kommt denn auch unten bei der sogenannten Basis an? Änderungen in der Führungsspitze,
gut und schön. Wir gönnen ihnen die Beförderungen. Aber hier erwarten auch die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, auch im Tarifbereich, etwas für ihren Bereich. Das kleine Stellenhebungsprogramm, das die
GdP und die beiden anderen Berufsvertretungen dem Innenminister abringen konnten, kann hier nur ein
erster Schritt sein. Die Stellenhebungen für das Jahr 2011 haben ein Finanzvolumen von ca. 200.000
Euro. Wenn man berücksichtigt, dass eine von außen eingekaufte Mitarbeiterin für die Einführung des
Digitalfunks nach kurzer Amtszeit eine Abfindung von 370.000 Euro bekommen hat, nur damit sie gleich
wieder geht, ist hier noch eine Schieflage zu konstatieren. Für die Beschäftigten bleibt meist nur der
Spruch bezüglich der angespannten Haushaltslage. Die ist aber nur mit einer Schuldenbremse alleine
nicht zu verbessern. Im Gegenteil: Wenn diese nach den Kommunalwahlen Realität werden sollte, wird
dies die Politik für weitere Einschnitte bei den Beschäftigten im öffentlichen Dienst als Begründung he-
ranziehen. Besser wäre es, nicht immer nur die Ausgabenseite zu betrachten, sondern sich auch einmal
Gedanken über die Einnahmenseite zu machen. Und das nicht nur bei den unteren Gehalts- und Besol-
dungsgruppen.

Beim Dienstrecht haben wir schon die Verlängerung der Lebensarbeitszeit hinnehmen müssen. Das
zweite Dienstrechtsmodernisierungsgesetz ist auf dem parlamentarischen Weg und soll Ende des Jahres
im Landtag beschlossen werden. Hier darf es in den Bereichen Beihilfe , Besoldung und Versorgung nicht
zu weiteren Einbußen für die Beschäftigten kommen. Die GdP hat mit ihrem Flugblatt hierzu informiert
und wird sich in die Verhandlungen einbringen.

Die Tarifverhandlungen für die TdL und auch für den Tarifvertrag Hessen laufen und werden hoffent-
lich bis zum April mit einem ordentlichen Ergebnis enden, das selbstverständlich auch auf die Beamten
übertragen werden muss. Und zwar in Gänze und nicht, wie schon so oft, nur teilweise.

Aber dafür haben wir nun einen wunderschönen kleinen neuen Dienstausweis mit dem man noch
nicht einmal in das Bundestagsgebäude gelassen wird. Ähnliche Erfahrungen werden bestimmt schon
einige von Euch gemacht haben. Aber ernsthaft: Dieses Stück Billigplastik ist eines Polizeidienstauswei-
ses nicht würdig.

Aber hier gibt es einen Hoffnungsschimmer. Die miese Qualität hat man auch im Ministerium und dem
LPP bemerkt. Zum jetzigen Zeitpunkt hätte ein erneuter Wechsel nicht viel Sinn. Aber in absehbarer Zu-
kunft (wann?) soll etwas Besseres kommen.

Schaun mer mal. Die GdP bleibt am Ball (auch am Ausweis). Bis dahin Euch alles Gute.

Euer

Ewald Gerk

BZG-Osthessen

Jörg Schumacher

BZG-Südosthessen
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Die Schuldenbremse ist zu kurz gedacht, weil eine
Verfassungsänderung keinen handlungsfähigen
Staat schafft

Die Volksabstimmung

Warum eine Volksabstimmung -
Kann das Parlament die Verfassung
nicht alleine ändern?

In allen anderen Ländern und so-
gar auf Bundesebene, ändern die
Parlamente die Verfassung mit
Zweidritteln der Stimmen. In Hessen
ist das anders. Hier kann die Verfas-
sung nur mit einer einfachen Mehr-
heit bei einer Volksabstimmung ge-
ändert werden.

Welche Frage wird bei der
Volksabstimmung gestellt?

Das entsprechende Landesgesetz
schreibt vor, dass eine Frage gestellt
sein muss, die mit “Ja” oder “Nein”
eindeutig beantwortbar ist. Dem-
entsprechend wird am 27. März der
Text, der von der Parlamentsmehr-
heit vorgeschlagene ist, wird auf ei-
nem Abstimmungsbogen abge-
druckt sein. Darunter befindet sich
das “Ja”- und das “Nein”-Kästchen
zum Ankreuzen.

Ich habe gehört, dass die
Schuldenbremse auch gilt
wenn eine Mehrheit die

Schuldenbremse ablehnt.
Wie ist das zu verstehen?

Im Grundgesetz steht ein Ver-
schuldungsverbot. Ab dem Jahr
2016 wird diese Schuldenbremse
auch für die Länder - und damit für
Hessen gelten. Dieses Verschul-
dungsverbot gilt also unabhängig
vom Ergebnis der Volksabstimmung
am 27. März. Das Grundgesetz
lässt sich nur durch eine eigene Re-
gelung auf Landesebene einschrän-
ken. Das muss aber nicht unbedingt
in der Verfassung stehen - ein einfa-
ches Gesetz würde das Problem ge-
nauso lösen.

Werden die Bürger über die
Volkabstimmung informiert?

Es ist davon auszugehen, dass
mit den Wahlunterlagen ein Infor-

mationstext versendet wird. Dieser
Text wird sich ber nur im engeren
Sinne mit den verfassungsrechtli-
chen Fragen zur Schuldenbremse
beschäftigen. Die viel schwierigeren
Fragen, wo denn nun gespart und
wo mehr eingenommen werden
sollen, beantwortet vor der Abstim-
mung leider niemand. Sie wären
aber für eine wirkliche Bewertung
durch die Bürgerinnen und Bürger
eigentlich unabdingbar.

Wenn ich am 27. März mit
“Nein” stimme; stimme ich

dann für mehr Staatsverschul-
dung?

Ganz ausdrücklich: Nein! Die
Abstimmung am 27. März ist keine
Abstimmung für oder gegen Staats-
verschuldung. Sowohl die Landes-
verfassung als auch das Grundge-
setz haben bereits jetzt
Schuldenbegrenzungen. Das hat
die entsprechenden Mehrheiten in
den Parlamenten nicht von Steuer-
geschenken abgehalten.

Ich habe gehört, dass das Land
nicht auf Notlagen reagieren kann,
wenn eine Mehrheit mit “Nein”
stimmt.

Das stimmt nicht! Das Land
könnte nach einer abgelehnten Ver-
fassungsänderung per Landesge-
setz Ausnahmen von der Schulden-

bremse im Grundgesetz beschlie-
ßen. Darin lassen sich dann auch
sehr gut Naturkatastrophen berück-
sichtigen.

Die Folgen

Mit der Schuldenbremse droht
ein Blankoscheck für Sozialabbau.
Die staatliche Handlungsfähigkeit
wird beschnitten und die Axt an den
Sozialstaat angelegt. Zentrale öf-
fentliche Zukunftsinvestitionen wer-
den dann nicht mehr getätigt.

Im Bereich der Bildung wird durch
die Schuldenbremse das Geld für
notwendige Bildungsausgaben und
nötige Lehrerstellen fehlen. Noch
mehr Jugendliche ohne Ausbildung
wären die Folge.

Die Schuldenbremse führt zu ei-
nem weiteren Stellenabbau bei der
Polizei. Die öffentliche Sicherheit in
Hessen wird weiter eingeschränkt.

Das kommunale Gesundheitswe-
sen wird durch die Schuldenbremse
weiter ausgedünnt. Die solidari-
sche, flächendeckende Gesund-
heitsfürsorge unabhängig von Ein-
kommen und Wohnort wird
gefährdet.

Schuldenbremse - NEIN

Die Schuldenbremse wi-

derspricht dem Staatsver-

ständnis, der im Bündnis zu-

kunftsfähiges Hessen zu-

sammengeschlossenen Or-

ganisationen. Unser ge-

meinsames Ziel ist es, ein

handlungsfähiges und star-

kes Hessen zu erhalten.
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Die Schuldenbremse führt dazu,
dass die hessische Infrastruktur ka-
putt gespart wird. Öffentliche Stra-
ßen und Gebäude werden nicht
mehr saniert, auf die ökologische
Modernisierung der hessischen Ver-
kehrsinfrastruktur wird verzichtet.
Weitere Privatisierungen sind die
Folge.

Gerade in den hessischen Kom-
munen und Dörfern untergräbt die
Schuldenbremse das soziale Zu-
sammenleben. Vereinsarbeit und
Dorfgemeinschaftshäuser werden
ohne staatliche Unterstützung nicht
überleben.

Stärkung der öffentlichen
Einnahmebasis statt

Ausgabenbeschränkung

Die dauerhafte Sicherstellung der
Nachhaltigkeit der öffentlichen Fi-
nanzen ist ausdrücklich ein wichti-
ges Ziel. Dabei kommt es vor allem
darauf an, dass die Einnahmenseite
stärker berücksichtigt wird. Denn für
Maßnahmen, die eine Konsolidie-
rung des öffentlichen Haushalts
zum Ziel haben, gilt prinzipiell, dass
die gesamtwirtschaftlichen Rückwir-
kun- gen beachtet werden müssen.
Konsolidierungsversuche über Aus-
gabenkürzungen bergen immer die
Gefahr, eine Volkswirtschaft in eine
Rezession zu führen oder eine be-
stehende Krise zu verschärfen.

Gegen diesen Grundsatz verstößt
die Schuldenbremse. Sie
drängt Bund und Länder in eine ex-
treme ausgabenseitige Sparpolitik
mit potentiell negativen Folgen für
Wachstum und Beschäftigung, so-
wie erheblichen Einbußen bei der
Versorgung der Bevölkerung mit öf-
fentlichen Gütern, Dienstleistungen
und sozialer Sicherheit.

So plant die hessische Landesre-
gierung - mit Verweis auf die Schul-
denbremse - beträchtliche Kürzun-
gen im Landesetat, die auch vor
deutlichen Einschnitten im Bildungs-

bereich und den Zuweisungen an
die Kommunen nicht zurückschre-
cken. Dabei wird unterstellt, dass
die Ursache für die Defizite in den
öffentlichen Haushalten und dem
damit einhergehenden steigenden
Schuldenstand ausschließlich bei
der staatlichen Ausgabenentwick-
lung zu suchen sei.

Leistungsgerechte Steuern
erheben

Die Haushaltsdefizite sind jedoch
nicht Ergebnis einer überdurch-
schnittlich hohen Ausgabentätig-
keit, sondern die Folge von Steuer-
senkungsorgien. Die Alternative
zum Abbau staatlich finanzierter
Aktivitäten liegt damit auf der Hand:
eine Stärkung der öffentlichen Ein-
nahmebasis durch eine leistungsge-
rechte Besteuerung - zu denken ist
hier z.B. an die Wiedererhebung
der Vermögenssteuer, die Anhe-
bung der Einkommenssteuer im ho-
hen Einkommensbereich, die Stär-
kung der
Kapitaleinkommensbesteuerung,
sowie eine Finanztransaktionssteu-
er auf Bundesebene. Eine länder-
spezifische Möglichkeit einer spür-
baren Einnahmenerhöhung wäre
für das Land Hessen z.B. eine Erhö-
hung der Grunderwerbssteuer. Die-
se Form der Haushaltskonsolidie-
rung wä- re eine verteilungspolitisch
gerechte Verbesserung der öffentli-
chen Einnahmeseite.

Fragen und Antworten

Auf Bundesebene existiert eine
Schuldenbremse im Grundgesetz.
Warum soll nun zusätzlich eine
Schuldenbremse in die Hessische
Verfassung aufgenommen werden?

Eine Hessische Schuldenbremse
neben den bestehenden Regelun-
gen des Grundgesetzes ist fiskalpo-
litisch nicht notwendig. Die Fest-
schreibung einer Schuldenbremse
in der hessischen Landesverfassung
kann ein Blankoscheck für radikale

Spar- und Priva-
tierungspolitik
werden. Durch
die Volksab-
stimmung ent-
steht eine
scheinbare Le-

gitimation für eine neoliberale Poli-
tik gegen den Sozialstaat und die
Hessischen Kommunen.

Welche Auswirkungen hätte
diese Schuldenbremse für Hes-
sen und für die kommunalen
Finanzen?

Es können Sparorgien folgen, die
vor allem zu Lasten der ohnehin ge-
sellschaftlich Benachteiligten ge-
hen. Es wird darauf verwisen wer-
den, dass das Volk ja zugestimmt
hat. Ausgaben werden drastisch ge-
kürzt und die Axt an den Sozialstaat
angelegt. Zentrale öffentliche Zu-
kunftsinvestitionen werden dann
nicht mehr getätigt werden können.

Ohne drastischen Einnahmener-
höhungen - die auf Landesebene
kaum durchsetzbar sind - wird
durch diese Schuldenbremse das
Geld für notwendige Bildungsaus-
gaben fehlen und ein weiterer Stel-
lenabbau bei der Polizei und im Ge-
sundheitswesen ist unausweichlich.
Die notwendige ökologische Mo-
dernisierung der Hessischen Infra-
struktur wird zu Gunsten neolibera-
ler Privatisierungen geopfert.

In den Kommunen und Dörfern
wird das soziale Zusammenleben
durch Einschränkungen bei Vereins-
arbeit und Dorfgemeinschaftshäu-
sern willentlich gefährdet.

Ist eine Schuldenbremse nicht
ein Beitrag zu mehr Generatio-
nengerechtigkeit?

Die angestrebte Schuldenbremse
ist gerade nicht generationenge-
recht. Die politisch gewollte Folge
ist, dass künftige Generationen eine
dramatisch verschlechterte Infra-
struktur erben werden.

Diese Schuldenbremse bremst
keine Schulden; sie bremst die Zu-
kunft aus. Sie nimmt dem Staat die
Möglichkeit, weitsichtig die Zukunft
zu gestalten, Innovationen anzusto-
ßen und schnell auf Herausforde-
rungen zu reagieren. Die Schulden-
bremse ist in Wahrheit eine
Wachstumsbremse.

Schuldenbremse - NEIN
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Ist die Schuldenbremse nicht
ein Disziplinierungsfaktor für
die Politik, künftig sich selbst zu
beschneiden?

Politisch ist das eine Bankrotter-
klärung. Die große Mehrheit des
Landtags suggeriert, sich für eine
Haushaltskonsolidierung per Ver-
fassung selbst einschränken zu
müssen. Diese vermeintliche Logik
ist absolut verquer – nach dem Mot-
to, wir beschneiden uns selbst, auf
dass wir keine Politik mehr machen
können und die Zukunft gestalten
können.

Worum geht es genau bei der
so genannten hessischen
“Schuldenbremse”?

Mit der so genannten Schulden-
bremse wird ein Neuverschuldungs-
verbot in der Hessischen Verfassung
festgeschrieben. Dazu wird am 27.
März 2011 parallel zu den Hessi-
schen Kommunalwahlen eine
Volksabstimmung durchgeführt.

Durch die angestrebte Ände-
rung der Hessischen Verfassung
wird es dem Land Hessen ab
dem Jahr 2020 grundsätzlich
verboten sein, neue Kredite auf-
zunehmen.

Mit der Entscheidung für diese
Schuldenbremse würde sich der
Staat jeglicher Gestaltungsmöglich-
keiten berauben. Die Folge wäre,
dass derzeitige staatliche Leistun-

gen wie z.B. Kinderbetreuung, Bil-
dung, öffentliche Sicherheit und
kommunale Infrastruktur reduziert
werden müssten oder nur noch ge-
gen Gebühren angeboten werden
könnten.

Weitere Infos unter:

www.handlungsfaehiges-hessen.de

Schuldenbremse - NEIN

Neues Dienstrecht in Hessen

Forderungen der GdP zum zwei-
ten Dientsrechtsmodernisierungs-

gesetz (DRModG)
Das Erste Gesetz zur Moderni-

sierung des hessischen Dienst-
rechts ist seit 01. Januar 2011 in
Kraft. Kernpunkt dieser Geset-
zesinitiative war die Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit für
die hessischen Beamtinnen und
Beamten. Hierüber haben wir
bereits umfangreich berichtet.

Nun startet das Gesetzgebungs-
verfahren zum 2. DRModG. Hier
werden sich für uns alle Neuerun-
gen ergeben, insbesondere in den
Bereichen:

Besoldung – Versorgung – Ur-
laub - Beihilfe

Zeitschiene:

l April 2011: Nach Einbringung in
den Landtag Beteiligung der Ge-
werkschaften

l September 2011: Erste Lesung
zum Gesetzesentwurf im Land-
tag

l Oktober 2011: Zweite Lesung
zum Gesetzesentwurf im Land-
tag

l Januar 2012: Inkrafttreten des
neuen Hessischen Dienstrechts

Die Vorhaben liegen uns als
Referentenentwurf bereits
vor. Einige grundsätzliche

Forderungen stehen für die
GdP heute schon fest:

è Keine finanzielle Schlechterstel-
lungen durch die Einführung
von Erfahrungs- statt Dienstal-
tersstufen.

è Erhöhung des Zusatzurlaubs für
Schichtleistende auf 6 Tage.

è Einarbeitung der Polizeizulage
in das Grundgehalt und keine
Versorgungsabschmelzung.

è Keine weiteren Verschlechte-
rungen in den Beihilferegelun-
gen.

è Anpassung bzw. Erhöhung der
Erschwerniszulagen, Mehrar-
beitsvergütung und Dienst zu
ungünstigen Zeiten

gdp

Kritik an neuen Poli-
zei-Schlagstöcken

Bei der hessischen Polizei werden
zurzeit die letzten Gummiknüppel
ausgemustert. Alle Beamten/-innen
tragen nun moder- ne Tele-
skop-Schlagstöcke aus Stahl. Kriti-
ker warnen vor deren “Vorschlag-
hammer”-Wirkung.

Wie das Innenministerium bestä-
tigte, wurde in den vergangenen
zwei Jahren der bisher gebräuchli-
che Gummiknüppel weit- gehend
durch Schlagstöcke aus Stahl er-
setzt. Der ausziehbare Schlagstock
vom Typ “Bonowi Camlock” sei jetzt
nahezu flächendeckend verteilt.

Die neue Waffe besteht aus har-
tem Stahlrohr, wiegt 630 Gramm
und lässt sich in Sekundenschnelle
auf über 50 Zentimeter Länge aus-
fahren.

Bisher sind über 13.000 Tele-
skop-Schlagstöcke an die Einsatz-
kräfte verteilt. Wer den Stock be-
komme, werde zuvor in einer
eintägigen Schulung über die
Handhabung und über rechtliche
Fragen aufgeklärt. Die Beschaf-
fungskosten gibt das Ministerium
mit rund 1,6 Millionen Euro an.

www.hr-info.de
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BZG Südost

Wieder neuer Polizeipräsident in Südosthessen
Roland Ullmann ist neuer Poli-

zeipräsident des Polizeipräsidi-
ums Südosthessen.

Innenminister Boris Rhein gratu-
lierte dem 53-jährigen im Rahmen
einer Feierstunde im Gebäude des
Kreishauses in Dietzen- bach und
verabschiedete gleichzeitig den bis-
herigen Polizeipräsident Günter
Hefner.

Günter Hefner wechselte zurück
ins Innenministerium und hat die
Leitung der Zentralabteilung über-
nommen. Damit ist er auch der
ständige Vertreter des Staatssekre-
tärs.

Der neue Polizeipräsident Roland
Ullmann ist eine bekannte Größe in
Südosthessen. Bereits seit Juli 2008
ist er dort Polizeivizepräsident und
kennt sein zukünftiges Einsatzgebiet
genau. Darüber hinaus war er be-
reits als Vizepräsident in den Polizei-
behörden Mittelhessen und West-
hessen eingesetzt.

Der im Main-Kinzig-Kreis
wohnhafte Roland Ullmann begann
1973 bei der Hessischen Bereit-
schaftspolizei seine berufliche Lauf-
bahn. Streifendienst und kriminal-
polizeiliche
Sachbearbeitertätigkeiten in der PD
Hanau schlossen sich an. 1984
beendete er das Studium für den
gehobenen Polizeivollzugsdienst
und wurde zum PP Frankfurt am
Main versetzt. Hier war er bis 1988
in unterschiedlichen Funktionen tä-
tig. Nach Beendigung der Ausbil-
dung zum höheren Polizeivollzugs-

dienst im Jahr 1990 leitete er in
Frankfurt am Main bis 1992die Kri-
minalinspektionen 20 (Diebstahls-
kriminalität) und bis 1995 die Or-
ganisierte Kriminalität und die
Rauschgiftkriminalität), die er zuvor
aufgebaut hatte. Es folgte die Funk-
tion eines hauptamtlichen Dozenten
für Kriminalistik und Kriminologie
an der Polizeiführungsakademie in
Münster (Westfalen), bevor er im
Juli 2000 als Referent und später
Referatsleiter LPP 2 (Strategie) nach
Hessen in das Landespolizeipräsidi-
um im Ministerium des Innern und
für Sport zurückkehrte. Seine erste
Berufung in ein präsidiales Amt er-
hielt Ullmann 2003, als er Polizeivi-
zepräsident in Mittelhessen wurde.

Dem folgte 2006 die Berufung zum
Polizeivizepräsidenten in Westhes-
sen und 2008 in Südosthessen, be-
vor er jetzt zum Polizeipräsidenten
aufstieg.

Nach der Einführungsrede des
Ministers ergriffen auch der Landrat
des Kresse Offenbach, Oliver Quil-
ling, Präsidentenkollege aus Süd-
hessen, Gosbert Dölger, und der
Personalratsvorsitzende Rudolf Ott
das Wort für einige persönliche Be-
merkungen zur Begrüßung Herrn
Ullmanns bzw. des Abschieds von
Herrn Hefner. PP Ullmann Günter
Hefner bedankten sich in ihren Ab-
schiedsreden für die bisherige Un-
terstützung der Mitarbeiter und
freuen sich auf ihre neuen Aufga-
ben.

Für diese wünscht ihnen die
GdP alles Gute und eine glückli-
che Hand.

Jörg Schumacher
GdP Süd-Ost

Roland Ullmann (links) wurde von Innenminister Boris Rhein offiziell in sein Amt eingeführt.

Zahlreiche Gäste waren zur offiziellen Amtseinführung gekommen.
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Jahreshauptversammlung im Polizeipräsidium
Sehr gut besucht war die Jah-

reshauptversammlung. Fast 80
Mitglieder folgten der Einladung
und fanden sich Anfang Januar
im Versammlungssaal des Poli-
zeipräsidiums Osthessen ein.

Zu Beginn der Veranstaltung be-
grüßte der Vorsitzende Thomas
Scheunert den Hausherrn, Herrn Al-
fons Hoff, welcher einige Zeit später
in seinem Grußwort die Wichtigkeit
von Gewerkschaften und Personal-
räten hervorhob. Viele soziale Ver-
besserungen, nicht zuletzt die Ein-
führung und Umsetzung der
zweigeteilten Laufbahn, sind nur
den Initiativen der GdP zu verdan-
ken.

Der Polizeipräsident betonte da-
bei deshalb besonders, wie wichtig
ihm eine gute Zusammenarbeit mit
der GdP und dem Personalrat sei.
Nicht unerwähnt blieb von ihm auch
seine Verbundenheit zur hiesigen
Region und den Polizeibeschäftig-
ten. Er selbst habe jahrelang im
Landkreis Fulda als Polizeibeamter
seinen Dienst verrichtet und den
Aufbaustab zur Einrichtung des
neuen Polizeipräsidiums Osthessen
geleitet. Zu der aktuell in der Öffent-
lichkeit geführten Diskussion über
einen herrschaftlichen Führungsstil
in der hessischen Polizei führte Herr
Hoff aus, dass er schon immer den
kooperative Führungsstil gepflegt

habe und damit sehr gute Erfahrun-
gen habe sammeln können. In die-
sem Sinn wird er als verantwortli-
cher Präsident auch das
Polizeipräsidium Osthessen leiten.

Zu guter letzt lobte Herr Hoff die
sehr gute Arbeit seiner Beschäftig-
ten im PP Osthessen und bedankte
sich bei den osthessischen Polizei-
bediensteten ausdrücklich für das
gezeigte Leistungsvermögen und
deren Motivation, was sich u.a.
auch in der besten Aufklärungsquo-
te in Hessen wieder spiegelte.

Leider hatten die beiden weiteren
Ehrengäste, der Landesvorsitzende
Jörg Bruchmüller und der neue
HPR-Vorsitzende Jens Mohrherr,
ihre angemeldete Teilnahme kurz-
fristig absagen müssen. Jens Mohr-
herr war dienstlich verhindert, wäh-
rend Jörg Bruchmüller
krankheitsbedingt fehlte. Der Be-
zirksgruppenvorsitzende Ewald
Gerk sprang als Mitglied des Lan-
desvorstandes und HPR-Mitglied für
die beiden dankenswerter Weise in
die Presche, so dass sich die Enttäu-
schung über deren Abwesenheit in
Grenzen hielt.

In seinem gewerkschaftlichen Be-
richt ging der Kreisgruppenvorsit-

Kreisgruppe Fulda

Kreisgruppenvorsitzender Thomas Scheunert
gab einen Überblick über das abgelaufene
Gewerkschaftsjahr.

Die diesjährige Jahreshauptversammlung im grtoßen Versammlungsraum des PP Osthessen
war sehr gut besucht.

Polizeipräsident Alfons Hoff erläuterte in sei-
nem Grußwort, wie er die Zukunft des PP Ost-
hessen sieht.
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zende nochmals auf den Wechsel
an der Spitze des Präsidiums ein.
Nach der Ära Sauer stehe mit Herrn
Hoff ein echter Neubeginn an. Der
Führungsstil und die Zusammenar-
beit unterscheide sich deutlich von
seinem Vorgänger und liege ganz
auf der Linie des neuen Innenminis-
ters Boris Rhein. Herr Hoff wolle
transparente und nachvollziehbare
Verfahren schaffen, bspw. bei zu-
künftigen Besetzungen von Dienst-
posten. Thomas Scheunert beklagte
ferner, dass in der hessischen Poli-
zei ein Klima der Angst herrscht(e).
Es werde auch nicht alleine damit
beseitigt, dass lediglich der Landes-
polizeipräsident ausgetauscht
wurde. Die polizeilichen Strukturen
haben sich über ein Jahrzehnt unter
dem alten Minister Bouffier so ent-
wickelt, an maßgeblichen Stellen
würden nach wie vor „nedelaner”
sitzen. Unvergessen bleibt die Hatz
auf die GdP anlässlich der Postkar-
tenaktion im Landtagswahlkampf.
Beschimpft wurden die
GdP-Funktionäre von den Spitzen-
beamten und viele von ihnen traten,
nach Aufforderung durch den Lan-
despolizeipräsidenten, öffentlich-
keitswirksam aus der GdP aus!? Im
Provinzblättchen (Fuldaer Zeitung)
bezichtigte z.B. PP Sauer den Be-
zirksgruppenvorsitzenden Ewald
Gerk der Lüge, weil wir den Stellen-
abbau innerhalb der Polizei in Zah-
len öffentlich machten. Heute sind
dieselben Hetzer kleinlaut, erklären
im Windschatten von Boris Rhein,
dass die Polizei personell nicht mehr
gut aufgestellt sei und dass es da-
mals ein Fehler gewesen sei, die

Stellenstreichungen vorzunehmen.
Das alles erinnert stark an die Fähn-
chen im Wind! Thomas Scheunert
fragte, wie sich ein solches System
innerhalb der Polizei etablieren
könne und statt sachlicher Kritik das
widerspruchlose Abnicken an der
Tagesordnung gewesen sei!

Als gewerkschaftlichen Erfolg ist
der Tarifabschluss mit dem neuen
TV-H zu werten. Wermutstropfen
dabei sei allerdings, dass Hessen
die TdL verlassen habe. Die Zukunft
werde zeigen, ob sich der Allein-
gang mit einem eigenen Tarifwerk
nicht nachteilig für die hessischen
Beschäftigten auswirke. Ebenso be-
leuchtete der Kreisgruppenvorsit-
zende die anstehende Tarifrunde
2011. Mit der Hauptforderung in
Höhe von 50 Euro als Sockelbetrag
und zusätzlich drei Prozent mehr
Gehalt werden die Gewerkschaften
die öffentliche Haushalte sicherlich
nicht überfordern. Erinnert sei an
dieser Stelle, welche gewaltige Milli-
ardensummen anlässlich von Ban-
kenrettungen von Regierungen aus-
geschüttet worden sein. Es könne
nicht sein, dass alleine die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes da-
für nunmehr die Zeche zahlen sol-
len. In diesem Zusammenhang sei
die Aufnahme einer Schuldenbrem-
se in die hessische Verfassung sehr
kritisch zu sehen – offenbar beab-
sichtige man damit die Legitimation
durch die hessischen Bürger, für
härteste Sparmaßnahmen.

Im seinem Bericht ging der Kreis-
gruppenvorsitzende auch noch auf
den Landesdelegiertentag in Weil-

Kreisgruppe Fulda

Auch die Fuldaer Pensionäre waren zahlreich erschienen. Sie sind an der gewerkschaftlichen Ar-
beit sehr interessiert.

Ehrungen

Bernd Reinhard (rechts) und Peter heil
(zweiter von rechts) wurden für 25-jährige
Mitgliedschaft geehrt.

Peter Stehling (rechts) ist seit 25 Jahren
GdP-Mitglied. Kreisgruppenvorsitzender
Thomas Scheunert (links) überbringt die
Glückwünsche der GdP. Kreisgruppenkassie-
rer Holger Bachmann (hinten links) gratu-
liert ebenfalls.

Dieter Both (links) wird vom Bezirksgrup-
penvorsitzenden Ewald Gerk für 40-jährige
GdP-Mitgliedschaft geehrt. Neben einer Eh-
renurkunde erhält er ebenfalls von der
Kreisgruppe ein Präsent als Dank für die
Treue.

15



burg ein. Den herausragenden
Gastredner Heiner Geißler (CDU)
zitierte er im Zusammenhang mit
den globalen Finanzverwerfungen
mit den Worten: „Geld gibt es wie
Dreck!“

Erfolg hatte die GdP im abgelau-
fenen Berichtszeitraum mit der Ver-
hinderung der Streichung der
KTA-Kleidergeldzulage.

Kritisch zu sehen sei hingegen
die eingeführte Verlängerung der
Lebensarbeitszeit von zwei Jahren
im Zusammenhang mit der
Dienstrechtsreform. Im vergangen
Herbst führte die GdP gleichzeitig in

drei hessischen Städten Demonstra-
tionen gegen die Lebens-arbeits-
zeitverlängerung durch. Die Mit-
glieder der KG Fulda
demonstrierten an diesem Tag in
Kassel. Immerhin habten die Aktio-
nen der GdP Erfolg gezeigt. Das
überarbeitete Gesetz sieht nun für
die Polizei Reduzierungen bei der
Lebensarbeitszeitverlängerung vor,
und zwar wenn man länger in be-
sonders belastenden Diensten,
bspw. ab zehn Jahren im Wechsel-
schichtdienst, gearbeitet habe.

Ewald Gerk setzte sich in seinem
Vortrag insbesondere mit den 220
Hebungen für die Jahre 2011 bis
2013 auseinander. Er erinnerte da-
ran, dass die Gewerkschaften mit
dem Argument des A10’er Bauchs
und den daraus entstandenen Pro-
blemen in den Polizeidienststellen
diesen Verhandlungserfolg haben
erzielen können. Nun stünden die
Verteilungen der Hebungsstellen
an. Für die osthessische GdP stünde
fest, dass eine nachvollziehbare
und akzeptable Regelung für die
Verteilung der Hebungsstellen nur
dann zu erzielen sei, wenn dies an-
teilmäßig auf Grundlage der in den
Präsidien vorhanden Oberkommis-
sarstellen erfolge!

Weitere Schwerpunkte seiner
Ausführungen waren die osthessi-
schen Anträge für den Landesdele-
giertentag und den Bundeskon-
gress im vergangen Jahr. Unter
anderem sei es nun der gewerk-
schaftliche Auftrag sich für ein neu-
es Berufsbild des Polizeifachange-
stellten, für eine Neubewertung der
KTA-Tätigkeiten oder eine Erstellung
von einem unabhängigen Gutach-

ten über mögliche gesundheitliche
Gefährdungen bei der Einführung
des Polizeidigitalfunks, einzusetzen.

Ewald Gerk appellierte nochmals
an alle Mitglieder, sich auch in Zu-
kunft zahlreich an den
GdP-Aktionen zu beteiligen. Dies
gelte insbesondere im Hinblick auf
die anstehenden Tarifverhandlun-
gen.

Zum Schluss der Vorträge beant-
worteten die drei Redner den anwe-
senden Mitgliedern ihre Fragen,
Anregungen und Wünsche.

Nach drei Stunden beendete
Thomas Scheunert die Versamm-
lung und wünschte allen für das
Jahr 2011 gute Gesundheit und viel
Erfolg.

Thomas Scheunert
KG Fulda

Kreisgruppe Fulda

Bezirksgruppenvorsitzender Ewald Gerk re-
ferierte über Aktuelles aus dem Landesbezirk
und dem Hauptpersonalrat.

Ehrungen für 25-jährige GdP-Mitgliedschaft (v.l.: Kreisgruppenvorsitzender Thomas Scheunert,
Bernd Reinhard, Günther Schneider, Peter Heil, Peter Stehling und Ewald Gerk).

Kreisgruppenkassierer Holger Bachmann
stellte in seinem bericht die Ein- und Ausga-
ben gegenüber. “Reich sind wir nicht, aber es
reicht”!
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Neubau des Polizeigebäudes in Lauterbach optimiert
die Voraussetzungen für gute Polizeiarbeit

Am Dienstag, den 09.11.2010, besichtigte der
Vorstand der Kreisgruppe Vogelsberg unter fach-
kundiger Führung des Kollegen Roland Gromes
den im März 2009 begonnenen Neubau der Poli-
zeidirektion Vogelsberg in Lauterbach.

Der Neubau auf dem Gelände an der Lindenstraße
kostet insgesamt rund 10 Millionen Euro. Davon entfal-
len ca. 1,5 Millionen Euro auf die Polizeitechnik und po-
lizeispezifischen Bauausführungen. Mit 2175 Quadrat-
metern Nutzfläche wird das neue Dienstgebäude
zusammen mit dem baulich verbundenen Altbau mit ei-
ner Nutzfläche von 514 Quadratmetern genügend
Platz für den auch mit Personal aus Alsfeld erhöhten Per-
sonalstamm bieten. So wird der Regionale Verkehrs-
dienst von Alsfeld nach Lauterbach verlegt. Mit der Fer-
tigstellung des Neubaus Ende Frühjahr 2011 werden
die beengten Arbeitsplatz- verhältnisse der Kolleginnen
und Kollegen in der vor mehr als vierzig Jahren gebau-
ten Polizeistation Lauterbach und den im Innenhof auf-
gestellten Metallbürocontainern dann nach über zwan-
zigjähriger Planungsphase endlich der Vergangenheit
angehören.

Die Führung begann auf dem Außengelände des
Neubaus. Dort wurden gerade die Hof- und Parkflä-
chen erstellt. Im Zuge der Baumaßnahme wird die
Hauptzufahrt auf das Gelände des Neubaus verlegt.
Anschließend wurden zunächst die Funktionsräume im
Kellergeschoss besichtigt. Hier befindet sich u. a. der
Gewahrsamstrakt mit einer Sammelzelle für bis zu 25
Personen und fünf Einzelzellen für vorläufig Festgenom-
mene oder Auszunüchternde sowie einem Effekten-
raum. Darüber hinaus beherbergt das unterste Ge-
schoss einen Fitnessraum, Asservatenraum,
Technikräume, Lagerräume sowie nach Geschlecht ge-
trennte Toiletten-, Dusch-, Umkleide- und Ruheräume.

Im Erdgeschoss konnten die Vorstandsmitglieder die
Polizeiwache mit dem Haupteingang, einem Besucher-
raum und an die Wache angrenzender Präsenszelle so-

wie Jugendverwahrraum in Augenschein nehmen. Des
Weiteren sind im Erdgeschoss die Büros und Sozialräu-
me/Toiletten der Dienstgruppen und des Exekutivsach-
bearbeiters der Polizeistation Lauterbach.

Im ersten Obergeschoss befinden sich die Büros der
Ermittlungsgruppe, des Stationsleiters und des Ge-
schäftszimmers der Polizeistation Lauterbach sowie
Durchläuferräume, ein Gegenüberstellungsraum, Ak-
tenraum und ein fester Raum für die Kripo.

Im zweiten Obergeschoss ist die Direktionsleitung,
Führungsgruppe und das Direktionsgeschäftszimmer
untergebracht. Abgerundet wurde die Besichtigung des
letzten Geschosses durch den architektonisch beeindru-
ckenden 201 Personen bzw. über 100 Sitzplätze fassen-
den Konferenzraum mit einer angrenzenden Gardero-
be und Küche, der auch als PC-Schulungsraum genutzt
werden kann.

Wenn der Neubau nach Abschluss der restlichen In-
nenausbauarbeiten und Technik- bzw. Mobiliarausstat-
tung dienstbereit ist, wird der Altbau energetisch saniert
und optisch an den Neubau angepasst. Im Altbau wer-
den der Regionale Verkehrsdienst und die Wachpolizei
untergebracht sowie Räume die nicht alltäglich genutzt
werden. Im Innenhof hinter dem Altbau wird zudem ein
Carport errichtet.

Durch den zeitgerechten, aber auch zukunftsorien-
tierten Neubau der Polizeidirektion in Lauterbach mit
Arbeitsplätzen nach neuesten technischen Standards
werden die Voraussetzungen für eine gute Polizeiarbeit
im Vogelsbergkreis optimiert. Damit sind die investier-
ten 10 Millionen Euro gut angelegtes Geld für die Si-
cherheit der Bürgerinnen und Bürger.

Der Vorstand der GdP-Kreisgruppe Vogelsberg dankt
dem Kollegen Roland Gromes für die interessante Füh-
rung. Als Baubeauftragter konnte er alle Fragen zum
Neu- bzw. Umbau beantworten.

Wolfgang Denke-Otterbein

Kreisgruppe Vogelsberg

Der Baubeauftragte Roland Gromes (rechts) erläutert den Vorstands-
mitgliedern Wolfgang Denke-Otterbein (zweiter v.r.), Alexandra
Stehr-Kröll (Bildmitte), Volker Doubleur (zweiter v.l.) und Rudi Dippel
(links) den Neubau.

Der Neubau.
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Der nächste Castor kommt bestimmt
In Anlehnung einer Werbekampagne aus den siebzi-

ger Jahren, damals wurde das rechtzeitige Betanken
der eigenen Öltanks vor den herannahenden, zugege-
benermaßen strengen Wintern, beworben, wollen wir
an dieser Stelle unseren Blick auf den nächsten geplan-
ten Castor Transport richten. Fakt ist, dass die Atompoli-
tik der Bundesrepublik Deutschland die deutsche Polizei
bereits im zurückliegenden November vor schwierige,
personelle und auch logistische, Herausforderungen
gestellt hat. Fakt ist, dass die politische Irrfahrt der Bun-
desregierung, die den mühsam errungenen Atomkon-
sens aufgekündigt hat, den Widerstand der Anti - Atom-
bewegung erst recht auf den Plan gerufen hatte. Es stellt
sich die Frage, ob die politischen Entscheidungen auf
den Rücken der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten
ausgetragen werden müssen.

Die Protestbereitschaft innerhalb der Bevölkerung
war so groß wie lange nicht mehr – der damit einherge-
hende Kräftebedarf der Einsatzleitung der Polizeidirekti-
on Lüneburg nicht minder. Dazu kam, dass die Länder-
polizeien und die Bundespolizei erhebliches Personal
abgebaut hatten (und auch noch abbauen). So wurden
bundesweit die Polizeien der Länder und die Bundespo-
lizei mit ihren letzten Reserven mobilisiert. Darüber hin-
aus darf nicht vergessen werden, dass der tägliche
Dienst bewältigt werden muss. Der Anstieg der Kran-
kenquoten, die Zunahme von Burn-Outs und Depres-
sionen sprechen eine eindeutige Sprache. In erster Linie
leiden die Kolleginnen und Kollegen der geschlossenen
Einheiten unter dem kontinuierlichen Anstieg der Ein-
satzanlässe.

An fast jedem Wochenende muss ein Großaufgebot
zu Fußballeinsätzen bis in die untersten Ligen anreisen,
häufig zu mehreren Spielen hintereinander. Eine drin-
gende Vereinbarung, am 30 April und 1. Mai eines je-
den Jahres auf Bundesligaspiele der ersten, zweiten und
dritten Liga zu verzichten, wird es auch in diesem Jahr
mit dem Deutschen Fußball Bund nicht geben – weil das
Milliardengeschäft eben vor den Bedürfnissen der Poli-
zeibeschäftigten steht. Die Zahl der länderübergreifen-
den Einsätze nimmt dabei ebenso zu wie das Erforder-
nis, bei links- oder rechtsextremen Veranstaltungen vor
Ort sein zu müssen. Darunter leidet die Vereinbarkeit

von Familie und Beruf erheblich. Kinder sehen ihre Vä-
ter und Mütter nicht, Ehefrauen und Ehemänner ihre
entsprechenden Partner nur zum Wäschewechsel bzw.
zum Ausschlafen.

Gerade weil das Kerngeschäft der geschlossenen
Einheiten die Bewältigung von Einsatzlagen ist, die zu-
dem meistens an Wochenenden stattfinden, müssen die
politisch Verantwortlichen der Länder dringend darauf
achten, dass innerhalb eines Monats den Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten in geschlossenen Einheiten
ein planbares, freies Wochenende zusteht. Da nutzt es
wenig, montags bis mittwochs frei zu haben, wenn die
Familie nicht da ist um die Freizeit auch genießen zu
können. Polizeiliche Aufgaben unterliegen ständigem
Wandel, angepasst an gesellschaftliche Entwicklungen
und Bedürfnisse. Auf der anderen Seite entfallen selten
alte Probleme, so dass es nicht zu einer Schwerpunkt-
verlagerung kommt, sondern zu einer Zunahme der Tä-
tigkeiten.

Gleichzeitig gibt es aber nicht mehr Schultern, auf die
die Arbeit verteilt werden kann. Mit Blick auf den nächs-
ten Castor-Transport kann nicht vorausgesehen wer-
den, welche Dimensionen dieser, sowohl im Störerauf-
kommen als auch in der Kräftedisposition nach sich
ziehen wird. Fest steht, dass eine Mehrheit der Demon-
stranten den Zorn und die Enttäuschung über einen
Schlingerkurs in der Atompolitik bei der Polizei ablädt.

Hatte man seitens der politisch Verantwortlichen
nach dem letzten Castor-Transport bereits festgestellt,
dass es eben keine „Sternstunde der Demokratie“ war.
Grund dafür ist, dass Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten angegriffen und auch verletzt wurden, dass
Blockaden, die eine Verpflegung der eingesetzten Kräf-
te nicht durchgängig gewährleisteten konnten und eben
die katastrophalen Unterbringungsmöglichkeiten und
die Entsorgungsproblematik menschenverachtend wa-
ren.

Deshalb scheint es mithin so zu sein, dass der nächste
Castor-Transport eben billigend in Kauf genommen
wird. Zumindest was Unterbringung der Kräfte und de-
ren Entsorgungsmöglichkeiten anbelangt.

CASTOR-Transport

Polizeikräfte bewachen die Gleisanlagen.

Protestaktion gegen die Castor-Transporte.
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Mitte Januar 2011 trafen sich auf Einladung der ein-
satzführenden Dienststelle Lüneburg und dem Haupt-
personalrat der Polizei aus Niedersachsen Vertreterin-
nen und Vertreter aus den Personalräten des Bundes
und der Länder zu einer Bestandsaufnahme. Sinn und
Zweck war es, Schlechtes aufzuarbeiten und einen Opti-
mierungsprozess anzustoßen, der, zugegebenerma-
ßen, mit heißer Nadel gestrickt bis zum nächsten Cas-
tor-Transport für Abhilfe schaffen soll.

Größte Mängel wurden in überlangen Einsatzzeiten
(bis zu 38 Stunden am Stück), fehlende Versorgungs-
und Entsorgungsmöglichkeiten, unzumutbare Unter-
bringungsmöglichkeiten (teilweise bis zu 20 Menschen
in einem Raum) gesehen. Der Leitfaden 150, der zwar
eine Grundlage für die angemessene Unterbringung
bei solchen Einsätzen vorgibt, ist als Regelwerk nicht
bindend. Daher wird er in zahlreichen Fällen ignoriert.
Wenn man Einsätze planen kann, dazu gehören auch
die Castor Einsätze, dann müssen eben zur Vermeidung
überlanger Einsatzzeiten mehr Kräfte zum Einsatz kom-
men. Das Kolleginnen und Kollegen in ihrer Not, auf
Grund fehlender Entsorgungsmöglichkeiten in den
Wald ausweichen müssen, bei der Verrichtung ihrer
Notdurft auch noch beschimpft und teilweise noch foto-
grafiert werden, ist nicht nur menschenverachtend, son-
dern zeigt die Perfidität mancher „Demonstrationsteil-

nehmer“, die von einer Sternstunde für die Demokratie
sprechen.
Wacht auf, Politiker im Bund und in den Ländern! Lasst
es nicht zu, dass diejenigen, die den Staat schützen, zum
Opfer flachgeistiger Menschen werden. Das sogenann-
te Kunstwerk des Kunststudenten M.W., W. erhielt für
seine “Pinkelnde Petra” genannte Figur vor kurzem ei-
nen mit 1.000 Euro dotierten dritten Kunstpreis der Lei-
nemann-Stiftung, der in diesem Jahr in Dresden verge-
ben wurde.

„Den gewöhnlichen Frauennamen trägt eine Polizis-
tin aus Silikon und Stahl, die derzeit in voller Kampf-
montur in einem Ausstellungsraum der Hochschule
hockt – mit heruntergelassener Hose. So wie Frauen ihre
Notdurft eben verrichten müssen, wenn keine Toilette in
der Nähe ist. Auf dem Boden ist eine Pfütze aus Gelati-
ne, damit das wertvolle Parkett nicht zu Schaden
kommt“, beschreibt ZeitOnline das Werk. Reaktion der
Politiker: Der sächsische Innenminister Markus Ulbig
(CDU) hatte zuvor bereits von einer Schande und einem
sogenannten Kunstwerk gesprochen. “Es ist eine Belei-
digung der Polizistinnen und aus meiner Sicht eine Ver-
letzung der Menschenwürde.” Er sei schockiert, dass es
Gremien gebe, die solchen sogenannten Künstlern Prei-
se verleihen würden. Das, sehr geehrter Herr Innenmi-
nister, nutzt denjenigen Kolleginnen nichts, die beim
nächsten Castor-Transport wieder in den Wald auswei-
chen müssen! Statt Sonntagsreden erwarten wir von un-
seren Innenministern eine durchdachte und menschen-
würdige Einsatzvorplanung, die auch nicht an Kosten
scheitern darf.

“Wir finden es beschämend, dass man so etwas
als Kunst verkauft. Damit trifft man alle Polizeibe-
amtinnen, die sich im Dienst irgendwo hinhocken
müssen, um ihre Notdurft zu verrichten, weil es
keine andere Möglichkeit gibt”, sagten dazu GdP-
Vertreter. Dem ist nichts hinzuzufügen.

Jens Mohrherr

CASTOR-Transport

Polizeireiter im Einsatz.

Arthur Funk begeht sein 40-jähriges Dienstjubiläum
Im Januar konnte Arthur Funk, ein Urgestein der

Polizeistion Fulda, Dienstgruppe D, sein 40-jähriges
Dienstjubiläum feiern.

Da Arthur kein großes Aufsehen um seine Person woll-
te, überreichte ihm der KG-Vorsitzende Thomas Scheu-
nert an seinem Arbeitsplatz auf der Wache ein kleines
Präsent von der GdP. Damit verbunden waren Glückwün-
sche an Arthur, insbesondere für dessen Gesundheit.
Sichtlich erfreut blickte Arthur im Kreis seiner Kollegen auf
die guten alten Polizeizeiten zurück.

Wir wünschen Arthur bis zu seiner Pensionierung in
gut zwei Jahren und natürlich darüber hinaus nochmals
alles Gute.

Thomas Scheunert
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Wir sind ein starkes Team

„Wir in Osthessen sind ein starkes Team“, be-
tonte der osthessische Bezirksgruppenvorsitzende
Ewald Gerk, der an die Gründung der Bezirks-
gruppe Osthessen mit ihren Kreisgruppen Fulda,
Hersfeld-Rotenburg, Vogelsberg sowie den Poli-
zeiautobahnstationen Bad Hersfeld und Peters-
berg erinnerte.

Es war der 4. Dezember 2000, an dem sich Delegier-
te der Kreisgruppen im Rittersaal der Schlitzer Vorder-
burg trafen und die GdP-Bezirksgruppe Osthessen aus
der Taufe hoben. Die Gründung der osthessischen
GdP-Bezirksgruppe war dem Entschluss der
CDU-Landesregierung , unter Federführung des heuti-
gen Ministerpräsidenten Volker Bouffier, geschuldet, die
Polizei aus der allgemeinen Verwaltung zu Gunsten ei-
ner Präsidialstruktur herauszulösen. Diese Entschei-
dung hat sich aus unserer Sicht bewährt, da sie neben
der bisherigen Polizeilandschaft auch die GdP Hessen
strukturell neu ordnete.

Am 8. Dezember 2010 feierten etwa 80 GdP-Akteure
und Mitglieder, Polizeiführungskräfte, Vertreter aus Poli-
tik und Kirche sowie der Vize-Landespolizeichef als offi-
zieller Vertreter der Landesregierung das zehnjährige
Jubiläum im Versammlungsraum des Polizeipräsidiums
Osthessen. Während der etwa zweistündigen Feier gab
es viele lobende Worte und Gratulationswünsche, ein
Resümee der geleisteten Arbeit im ersten Jahrzehnt so-
wie Ausblicke in die Zukunft.

Osthessens Polizeipräsident Alfons Georg Hoff
sprach von einem „sehr bedeutenden Jubiläum“ und
machte einen historischen Sprung in die Vergangenheit.
Mit dem Wechsel der Landesregierung im Jahr 1999
seien „gravierende Strukturveränderungen“ bei der
hessischen Polizei angekündigt worden. So stand als ein
zentrales Thema auch die Neugründung des Polizeiprä-
sidiums Osthessens in Fulda auf der Tagesordnung. Be-
reits vorhandene Präsidien wie etwa Kassel oder Offen-
bach hätten den Polizeistandort gerne übernommen,

aber durch die große Überzeugungskraft und den Ein-
satz von Ewald Gerk sei alles anders gekommen.

Ewald Gerk war einer von wenigen, die eine Neu-
gründung in Fulda wollten, und so habe er viele Men-
schen aus dem öffentlichen Leben - Landräte und Wirt-
schaftsvertreter sowie den damaligen Fuldaer Bischof
Dyba - angesprochen und ihnen die Vorteile eines neu-
en Präsidiums in der Barock-stadt dargelegt. Hoff war
zu dieser Zeit Dezernatsleiter beim Regierungspräsidi-
um Kassel und sagte weiter: „ Sie haben auch mich da-
mals gleich überzeugt“. „Wir haben gekämpft und heu-
te kann ich als Behördenleiter sagen, dass sich das
Polizeipräsidium Osthessen prächtig und sehr profes-
sionell entwickelt hat.“ Er sprach von einem „intakten
und hochmotivierten Präsidium".

Auch Oberbürgermeister Gerhard Möller bestätigte
eine „engagierte Arbeit“ der Fuldaer Polizeibeamten,
die auch durch die gute Aufklärungsquote belegt wür-
de. Das Stadtoberhaupt lobte die gewerkschaftlichen
Bemühungen und das aktive Zusammenwirken von Be-
hörde und Kommunen. Landespolizeivizepräsident
Hermann-Josef Klüber über- brachte die besten Wün-
sche der hessischen Landesregierung zum runden Ge-
burtstag und zeigte sich dankbar darüber, dass es bei
der Polizei eine „so starke“ Berufsvertretung gebe. Nicht
umsonst verstehe man den „Polizeiberuf als Berufung“.
Der Landespolizei-Vizechef sprach von einer „gut auf-

10 Jahre BZG Osthessen

v.l.: Karsten Bech (KG PASt Petersberg), Thomas Scheunert (KG Fulda), Adelbert Steinberg (KG Hersfeld-Rotenburg), Alexandra Stehr-Kröll (KG
Vogelsberg), Hermann Josef Klüber (Landespolizeivizepräsident), BZG-Vorsitzender Ewald Gerk, Frank Diener (KG PASt Bad Hersfeld), Günther
Voß (Leiter Einsatz), Alfons Hoff (Polizeipräsident) und Jörg Bruchmüller (GdP-Landesvorsitzender).

Aufmerksame Zuhörer.
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gestellten hessischen Polizei“ und ging auch auf aktuel-
le Themen wie etwa die Führungskultur und Personal-
politik ein.

„Die Geburtswehen des Gebildes „Polizeipräsidiums
Osthessen“ waren vor zehn Jahren sehr heftig und man
hat lange darüber diskutiert“, erinnerte sich der
GdP-Landesvorsitzende Jörg Bruchmüller zurück. Er
sprach aus gewerkschaftlicher Sicht von einer „sehr gu-
ten Entscheidung“ und betonte, dass die GdP Osthes-
sen mit seinen etwa 720 Mitgliedern heute landesweit
den höchsten Organisationsgrad bei den aktiven Poli-
zeibeschäftigten des Präsidiums Osthessen habe und in
der Hierarchie weit oben angesiedelt sei.

Jörg Bruchmüller gratulierte der BZG Osthessen
ganz herzlich zum 10. Geburtstag und dankte allen
GdP-Funktionsträgern, besonders Ewald Gerk. Sein
Wort hat im GdP-Vorstand und im HPR gleichermaßen
großes Gewicht. Und der hohe Organisationsgrad hier
in Osthessen kommt deswegen auch nicht von unge-
fähr!

Die Geburtswehen waren heftig und innerhalb derer,
die eine sachorientierte Neuorganisation anstrebten
nicht unstrittig. Mit humoristischen Unterton sagte
Bruchmüller weiter: „Wer kann schon über ein PP verfü-
gen mit einem Bevölkerungsanteil von 7,2 Prozent und
einem Kriminalitäts-anteil von 5,4 Prozent. Am Ende

war es nicht die Verneigung gen Osten oder besser ge-
sagt Osthes-sen, am Ende war es einfach auch klug –
zumindest aus GdP-Sicht“.

Bevor ich mich bei der BZG Osthessen, dem gesam-
ten Vorstand, allen voran Ewald Gerk für die Organisa-
tion und für die nette Feierstunde bedanke, möchte ich
Ihnen, sehr geehrter Herr Klüber auch etwas überrei-
chen. Es ist nur eine Kleinigkeit - aber dafür von großer
Symbolkraft. Draußen ist es nicht nur meteorologisch
bitter kalt, sondern auch die soziale Kälte hat deutlich
zugenommen. Daher habe ich mir gedacht, dass sie ei-
nen warmen GdP-Schal gut gebrauchen könnten. Aber
mit diesem Schal kann man auch etwas zusammenbin-
den. Nehmen Sie Ihn daher auch als Ausdruck der Ver-
bundenheit zwischen Ihnen und der GdP. Und damit der
OB nicht zu kurz kommt, habe ich auch noch gleich ei-
nen dazu gepackt.

„Zehn Jahre GdP-Bezirksgruppe Osthessen, eigent-
lich ein beachtlicher Zeitraum, aber mir kommt es so
vor, und ich denke vielen geht es genauso, als wäre es

erst vor kurzer Zeit gewesen, dass die BZG-OH gegrün-
det wurde“, sagte
Ewald Gerk in seiner
Abschlussrede. Am
Beispiel der Inneren
Sicherheit soll nach-
folgend das Sicher-
heitsbedürfnis der
Polizistinnen und Poli-
zisten beschrieben
werden. Bei dem Be-
griff Innere Sicherheit
denkt man sofort an

10 Jahre BZG Osthessen

Das Jugndorchester des Musikvereins Niesig umrahmte die Festveran-
staltung.

Mitglieder aus allen Dienstbezirken und Mitglieder der Kreisgruppen-
vorstände sind der Einladung gerne gefolgt.
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Begriffe wie Demonstrationen, Kundgebungen, Verbre-
chen. Sie ist ein hohes Gut. Ähnlich wie bei der eigenen
Gesundheit nimmt man sie zu oft als gegeben hin und
vermisst sie dann schmerzlich, wenn “etwas passiert
ist”. Deshalb sind Strafverfolgung, Vorbeugung und
Gefahrenabwehr bedeutsame Tätigkeiten. Das sind un-
sere Aufgaben, wobei die vornehmste Aufgabe die Ge-
fahrenabwehr ist.

Mit der Inneren Sicherheit schützen wir zugleich die
Freiheit unserer Gesellschaft und die jedes einzelnen
Bürgers, jeder einzelnen Bürgerin. Ich möchte unseren
Polizistinnen und Polizisten in unserem freiheitlichen
Land ausdrücklich Dank sagen für ihren Einsatz und
ihre Pflichterfüllung und das darüber hinausgehende
Engagement.

Doch wer Innere Sicherheit schützen und bewahren
soll, braucht selbst Sicherheit und Zuversicht, äußere
Rahmenbedingungen und inneren Rückhalt. Die Innere
Sicherheit wird, auch in anderen Bereichen des Lebens
häufig zu wenig gewürdigt und für die leider selten ge-
dankt wird. Manchmal, weil sie nicht sichtbar wird: Eine
Straftat, einen Unfall, vielleicht gar eine Katastrophe
frühzeitig verhindert zu haben, bringt weniger Dank,
Ehre und Schlagzeilen, als ein Verbrechen aufzuklären,
einen Täter festzunehmen oder Opfer zu retten.

Viele Polizistinnen und Polizisten bekommen täglich
die Schattenseiten unserer Gesellschaft zu sehen: Ge-

walt, Leid, Verwahrlo-
sung. Viele setzen täglich
ihre Gesundheit und ihr
Leben ein, um mit ihrem
Einsatz das Gute, das
Menschliche, schlicht ein
geordnetes Zusammen-
leben in unserer Gesell-
schaft zu ermöglichen.
Dabei hat so mancher
das Gefühl Sisyphusar-
beit zu leisten. Polizeibe-
amte/-innen müssen da-
rauf vertrauen können,
dass Recht durchgesetzt
und Straftaten verfolgt
werden. Umso mehr als
Strafverfolgung die
Grundlage unseres
Rechtsstaates ist – die Ba-
sis für den Zusammen-
halt in unserer Gesell-
schaft. Ohne sie würde
unser Rechtsstaat nicht
funktionieren und damit
auch nicht unsere frei-
heitliche Gesellschafts-
und Wirtschaftsordnung
und Demokratie.

Doch Sicherheit ist weit mehr. Wie wertvoll es ist, sich
ohne Furcht frei bewegen und leben zu kön-nen, ohne
sich hinter hohen Mauern verschanzen zu müssen, be-
greift mancher erst, wenn er einmal erlebt, wie rechtlos
man sich in einem Land fühlen kann, in dem die Polizei

anders als bei uns arbeitet. Wo öffentliche Sicherheit
kein allgemein verteidigtes, gesellschaftliches Gut ist,
sondern vielfach Privatsache. Schlimmer noch, wenn
die Polizei sich käuflich in den Dienst Einzelner stellt, die
Bürger schikaniert oder als Herrschaftsinstrument der
Regierung oder einer Partei dient. Darum dürfen wir es
nie als selbstverständlich ansehen, dass wir in einem
freiheitlichen Rechtsstaat leben können, der die Sicher-
heit seiner Bürger garantiert. In unserem Gemeinwesen

10 Jahre BZG Osthessen

BZG-Vorsitzender Ewald Gerk (links) überreicht Landespolizeivizeprä-
sident Klüber und Polizeipräsident Hoff ein Präsent.

Gäste aus der Landespolitik sind ebenfalls gekommen.

v.l.: Frau Dr. Göttlicher (Leiterin der Verwaltung), Martin Schäfer (KG
Fulda) und der erste osthessische Polizeipräsident Gero Kolter.
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gilt die Stärke des Rechts und nicht das Recht des Stärke-
ren. Das ist ein beglückendes Gefühl!

Doch Anerkennung alleine reicht nicht aus! Wir Poli-
zisten/-innen brauchen ausreichend Befugnisse und
tatkräftige Unterstützung. Wer den Staat und seine Re-
geln schützt, braucht aber vor allem den Schutz unserer
Rechtsordnung - auf allen Ebenen. Wir als Polizei dürfen
daher von der Politik erwarten, dass sie für eine wir-
kungsvolle Abschreckung sorgt. Prävention bedeutet
auch eine wirkungsvolle und zielgerichtete Sozialpolitik,
breite Bildungschancen und konsequente Repression.
Bedeutet auch, möglichst vielen Menschen die Chance
auf Teilhabe am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und
sozialen Leben zu schaffen.

Die Polizei kann von der Politik erwarten, dass sie al-
les tut, was in ihrer Macht steht, um ihrerseits Kriminali-
tät vorzubeugen und gesellschaftliche Konflikte zu ent-
schärfen. Es kann nicht sein, dass die Polizei
Auseinandersetzungen schützen muss, für deren Lö-
sung die Politik zuständig ist, wie wir es derzeit in Stutt-
gart oder Gorleben erleben.

Die Polizistinnen und Polizisten genießen in der Be-
völkerung ein hohes Vertrauen. Das liegt auch am ho-
hen Ausbildungsstand, der Professionalität und dem
hohen Berufsethos. Wenn der Fall „Nedela“ in dieser
Breite in der Presse ausgeschlachtet wird, schadet es
insgesamt der Polizei. Aber wir müssen es ansprechen,

um zukünftig solche Dinge zu verhindern. Aber das so-
genannte „System Nedela“, war ja plötzlich nicht
einfach da, oder ist vom Himmel gefallen. In seiner
Amtszeit gab es sicherlich viele Momente, wo Führungs-
kräfte deutlich ihre Meinung hätten sagen müssen! Ta-
ten sie es? Nein! Oder wollten sie ihre Karriere nicht ge-
fährden? Vielleicht wäre dann vieles anders
gekommen?

Gewerkschaftsvertreter und Personalratsvertreter
kämpfen genauso für die Interessen der Polizei wie die
unterschiedlichen Führungsebenen. Wir sehen nur
manchen Ansatz anders! Viele nehmen es uns übel,
dass wir Statistiken kritisch betrachten. Durch Statistik
inspirierte Organisationsveränderungen führen zu Ver-
änderungen im Personalwesen und in der Lebens- und
Arbeitssituation der Beschäftigten. Personalverschie-
bungen waren für uns nicht immer nachvollziehbar. Wer
etwas nicht nachvollziehen kann, hat Fragen. Diese
müssen beantwortet werden. Viele Fragen sind bis heu-
te unbeantwortet. Wenn wir Statistiken, Vergleichsana-
lysen, Benchmarking kritisieren, dann nur, weil wir die
Folgen in der Realität im Blick haben, die die Kollegin-
nen und Kollegen dann aushalten müssen.

Glückwünsche überbrachten auch der DGB-Regio-
nalvorsitzende Frank Herrmann, die SPD-Land- tagsab-
geordneten Sabine Waschke und Manfred Görig sowie
der Fuldaer Personalratsvorsitzende Thomas Scheunert.

Das Nachwuchsorchester des Musikvereins Niesig
mit Dirigentin Christina Rosch gab der Jubiläumsfeier
den musikalischen Rahmen und schloss mit dem Hes-
senlied: „Ich kenne ein Land, so reich und so schön, voll goldener Ähren und
Felder. Dort grünen vom Tal bis zu sonnigen Höh’n viel dunkele, duftige Wäl-
der….“

GdP Osthesssen

10 Jahre BZG Osthessen

Ltd. PD Günther Voß (rechts) hat mit seiner Arbeit einen nicht unerheb-
lichen Anteil am Entstehen des Polizeipräsidiums Osthessen geleistet.
Für dieses besondere Engagement überreichte ihm BZG-Vorsitzender
Ewald Gerk ein Präsent.
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Karsten Bech erneut zum Vorsitzenden gewählt
Ende Februar fand im Sportler-

haus des Sportplatzes Petersberg
die Jahreshauptversammlung der
Kreisgruppe PASt Petersberg statt.
Neben den zahlreich erschienenen
Mitgliedern konnte der Vorsitzende
Karsten Bech den Bezirksgruppen-
vorsitzenden Ewald Gerk begrüßen.

In seinem Rechenschaftsbericht
ging Karsten Bech unter anderem
auf die Themen Landesdelegierten-
tag, Dienstrechtsmodernisierungs-
gesetz, Stellenbörse II und ange-
dachte Auflösung DIRV/S ein.
Weitere Schwerpunktthemen waren
Lebensarbeitszeit, Problematik bei
Beförderungen und die Stellen-
struktur beim PP Osthessen. Zu IZE-
MA konnte Karsten Bech einige Än-
derungen bei der
Urlaubsberechnung im Schicht-
dienst und Dienstbefreiung mittei-
len.

Im Anschluss an den Bericht des
Vorsitzenden gab der Kassierer Ha-
rald Schlenk seinen Rechenschafts-
bericht bekannt. Hierbei wurden die
Ausgaben, Einnahmen und die ak-
tuelle Mitgliederzahl erläutert. Die
Kassenprüfer Martin Schwalbach
und Reiner Jost bescheinigten ord-
nungsgemäße und einwandfreie
Kassenführung. Nach Entlastung
durch die Versammlung standen

Neuwahlen bzw. Änderungen im
Kreisgruppenvorstand auf der Ta-
gesordnung.

Der stv. Kreisgruppenvorsitzende
Josef Mayer scheidet nach vielen
Jahren auf Grund seiner bevorste-
henden Pensionierung aus dem
Vorstand aus. Des Weiteren muss-
ten die Kassenprüfer turnusmäßig
neu gewählt werden.

Durch die Wahlen setzt sich der
Vorstand nun wie folgt zusammen:

Karsten Bech (Vorsitzender),

Harald Schlenk (stv. Vorsitzen-
der),

Kurt Sohmen (Kassierer),

Ulrich Wiegand (stellvertreten-
der Kassierer),

Markus Becker (Schriftführer),

Holger Roth (Beisitzer für den
Regionalen Verkehrsdienst Ful-
da),

Werner Lessmann und Wolf-
gang Gottschalt (Kassenprüfer)
und Hermann Müller (Pensio-
närsvertreter).

Den neuen Vorstandskollegen herz-
lichen Glückwunsch.

Nach den Vorstandswahlen
konnten mehrere Ehrungen vorge-
nommen werden.

Für 40-jähriges Gewerkschafts-
jubiläum wurden Walter Reinhard
und für 25-jähriges Gewerkschafts-
zugehörigkeit wurde Harald
Schlenk geehrt.

Für 40-jähriges Dienstjubiläum
wurden Peter Heil und Josef May-
er geehrt. Des Weiteren feierten die
Kollegen Dieter Rosenberger,
Thomas Wagner und Siegmar
Möller ihren 50. Geburtstag. Kolle-
ge Fritz Thiel feierte seinen 70. Ge-
burtstag.

Nach den Ehrungen konnte der
Bezirksgruppenvorsitzende Ewald
Gerk noch einiges aktuelles aus ge-
werkschaftlicher und landespoliti-
scher Sicht mitteilen. Hermann Mül-
ler berichtete als GdP-Seni-
orenvertreter von der geleisteten
und noch anstehenden Seniorenar-
beit.

Markus Becker
PASt Petersberg

KG PASt Petersberg

Gut besuchte Jahreshauptversammlung.

BZG-Vorsitzender Ewald Gerk (links) ehrt Ha-
rald Schlenk (rechts) für 25-jährige Mitglied-
schaft.
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Aus der Praxis für die Praxis!
Ein nicht nachvollziehbares

Urteil: Polizei soll für einen er-
schossenen Hund zahlen, weil
sie das Persönlichkeitsrecht der
Geschädigten verletzt habe.

Ausgangssituation

Es war eigentlich wie immer: Be-
amtinnen und Beamte eines Offen-
bacher Reviers gingen ihrer übli-
chen Arbeit nach und versuchten,
schnellstmöglich eine sog. „Ver-
kehrsunfallflucht“ aufzuklären. In
der Nacht auf den 15.3.2010 klin-
gelten sie gegen 02.00 Uhr an ei-
nem Mehrfamilienhaus. Dort ver-
muteten sie den Tatverdächtigen
bzw. wollten weitere Erkenntnisse
gewinnen. Nach dem Klingeln wur-
de ihnen die Haustür geöffnet. Als
sie die infrage kommende Woh-
nung erreichten, kam ihnen aus der
geöffneten Wohnungstür überra-
schender Weise ein American Staf-
fordshire1, umgangssprachlich
auch als Kampfhund bekannt, ent-
gegen. Die Beamten sahen sich be-
droht und gaben zwei Schüsse ab.
Das Tier wurde schwer verletzt. Ob-
wohl es unverzüglich zum Tierarzt
gebracht worden war, konnte es
nicht mehr gerettet werden.

Die Berichte über das Geschehen
sind nicht deckungsgleich. Wäh-
rend die Beamten davon sprachen,
dass sie der Hund zähnefletschend
attackiert habe und sie zu dessen
Abwehr geschossen hätten, berich-
tet die Hundehalterin Gegenteili-
ges. Sie sei sicher, dass ihr Hund
kein aggressives Verhalten gezeigt
habe. – Die genauen Abläufe blie-
ben bis heute im Dunkeln.2

Der Fall landete beim Landge-
richt Darmstadt, da die Polizei es
ablehnte, die Forderung der Kläge-
rin zur Übernahme der Kosten für
die erfolglose Behandlung ihres
Hundes zu erfüllen. Die Vierte Kam-
mer des Gerichts, in der Person ei-
nes Einzelrichters, gab der Klägerin
Recht und verurteilte am 17. No-
vember 2010 das Land Hessen, ver-
treten durch das Polizeipräsidium
Südosthessen, zum Ersatz von
4250,94 Euro plus Zinsen. Für die
Entscheidung der Zivilkammer
spielten die gegensätzlichen Positio-
nen der Kontra- henten keine Rolle.
Es widmete sich ausschließlich der
Frage, ob es überhaupt so weit hätte
kommen dürfen, und kam zu dieser
Entscheidung: „...vorzuwerfen ist
den handelnden Polizeibeamten
nicht die Tötung der jedenfalls po-
tentiell gefährlichen Hündin der
Klägerin, sondern der vorherige
Eingriff in deren Persönlichkeits-
recht.“ Die nächtliche Ermittlung mit
dem Herausklingeln der Klägerin
erschien dem Gericht als unzulässi-
ger Eingriff in deren Persönlichkeits-
recht, der <offenbar selbst bei
schwereren Verkehrssünden> nicht
infrage komme.3 Bei der Urteilsbe-
gründung ließ der Richter durchbli-
cken, dass er auch hätte anders ur-
teilen können: wenn denn die
Landesbehörde Polizei seiner Auf-
forderung gefolgt wäre und einen
plausibleren Rechtfertigungsgrund
für den Einsatz geliefert hätte.4

Soweit das Geschehen und das
dazu ergangene Urteil. Ein uner-
freuliches Ergebnis für die Polizei –
nicht zwingend wegen des aufzu-
bringenden Schadenersatzes,

sondern vielmehr, weil Ermittlungen
dieser Art zur Nachtzeit, sollte das
Urteil Schule machen, zukünftig ge-
nerell untersagt wären.

Eine kritische Betrachtung

Selbst unter der Einschränkung,
dass für die die kritische Betrach-
tung nur die öffentliche Berichter-
stattung vorlag, stellt sich die Frage,
ob das Gericht den Fall juristisch
hinreichend aufbereitet hatte und
danach zwingend zu dem ausge-
sprochenen Urteil kommen musste.

Augenscheinlich rekurriert das
Gericht darauf, dass die Beamten
ihre Amtspflichten verletzt hatten
und das Land Hessen deshalb nach
§ 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG scha-
denersatzpflichtig sei. Folgt man der
Berichterstattung darüber, soll das
Gericht die Verletzung der Amts-
pflicht darin gesehen haben, dass
die Beamten die Klägerin zur
Nachtzeit ohne ausreich- ende
rechtliche Grundlage herausgeklin-
gelt und damit einen nicht gerecht-
fertigten Eingriff in deren Persön-
lichkeitsrecht vorgenommen hätten.
Hätten die Beamten also nicht
rechtswidrig geklingelt und wären
sie nicht erschienen – so offenbar
die Auffassung des Gerichts – wäre
auch die fatale Begegnung mit dem
Hund und damit der Schaden aus-
geblieben.

Zweifelhaft erscheint die Bewer-
tung des Gerichts, weil nicht er-
kennbar wird, in wie weit es sich mit
den Fragen auseinandergesetzt
hatte,

l ob das nächtliche Wecken nach
Art und Intensität bereits als Ein-

aus der Rechtsprechung
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1 Ein Hund, der nach § 2 Abs. 1, Ziff. 2 Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden

(HundeVO) vom 22.1.2003 (GVBl. I S. 54) als gefährlich eingestuft ist; siehe auch im Internet unter:

http://www.tierheim-forchheim.de/Soka/hessen.html
2 Offenbach Post – op-online.de – vom 30.3.2010 unter:

http://www.op-online.de/nachrichten/offenbach/notwehr-oder-kurzschluss-696257.htm
l

3 So aus der Offenbach Post – op-online.de – vom 3.12.2010 unter:

http://www.op-online.de/nachrichten/offenbach/land-muss-erschossene-huendin-beza
hlen-1033287.html

4 So der Gesamttenor der Offenbach Post – op-online.de – vom 3.12.2010 a.a.O.
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griff in das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1
GG zu werten war,

l und wenn schon, ob den Beam-
ten mit dem Strafverfolgungsauf-
trag gem. § 163 StPO nicht eine
hinreichende, ihr Tätigwerden
rechtfertigende Rechtsgrundlage
zur Seite stand, die die nächtliche
Ermittlung erlaubte,

l ob überhaupt ein Zusammen-
hang bzw. eine Kausalität zwi-
schen der aus Sicht des Gerichts
stattgefundenen Verletz- ung des
Persönlichkeitsrechts auf der ei-
nen und der Tötung des Hundes
mit der ausgesprochenen
Rechtsfolge des Schadenersatzes
auf der anderen Seite bestand
und

l ob die Schadenersatzforderung
gegen die Polizei nicht durch die
Subsidiaritätsregelung des § 839
Abs. 1 S. 2 BGB ausgeschlossen
war.

Verfassungs- und zivilrechtlich
betrachtet, schützt das allgemeine
Persönlichkeitsrecht „die engere
persönliche Lebenssphäre und die
Erhaltung ihrer Grundbedingun-
gen“. Es sichert „jedem einzelnen
einen autonomen Bereich privater
Lebensgestaltung, in dem er seine
Individualität entwickeln und wah-
ren kann.5 Schutzobjekt ist der
Kernbereich der Privatheit und An-
onymität.6 Sofern dieser Lebensbe-

reich tangiert wird, bestimmt sich
die Rechtswidrigkeit des Eingriffs
nach einer umfassenden Güter-
und Pflichtenabwä- gung, sofern
kein Rechtfertigungsgrund vor-
liegt.7 Schließlich steht nicht der ge-
samte Bereich des privaten Lebens
unter dem absoluten Schutz des
Grundrechts; vielmehr hat jeder-
mann staatliche Maßnahmen hin-
zunehmen, die im überwiegenden
Interesse der Allgemeinheit unter
strikter Wahrung des Verhältnis-
mäßigkeitsgebotes erfolgen, soweit
sie nicht den unantastbaren Bereich
privater Lebensgestaltung beein-
trächtigen.8

Es ist nur schwerlich nachvoll-
ziehbar, dass die Klägerin durch das
Herausklingeln zur Nachtzeit einen
substanziellen Eingriff in ihr allge-
meines Persönlichkeitsrecht erfah-
ren haben soll. Soweit bekannt, hat
sich bisher kein Gericht zu einer
derart weitgehenden Auslegung be-
reitgefunden. Gleichermaßen stellt
sich die Frage, ob denn ein solcher
Eingriff, wenn er bejaht würde, nicht
im Interesse der Allgemeinheit, der
im staatlichen Verfolgungsauftrag –
wie noch auszuführen sein wird –
zum Ausdruck kam, hinzunehmen
war.

Einerlei, wie immer man diese
Fragen beurteilen mag: Es wäre je-
denfalls Aufgabe des Landgerichts
gewesen, sich dieser Thematik nä-
her zu widmen; dies ist – soweit er-

kennbar – nicht geschehen. Dabei
konnte es sich nicht hinter dem sog.
„Verhandlungsgrundsatz“ oder
„Beibringungsgrundsatz“9 verste-
cken; denn dieser umfasst nicht die
Rechts- anwendung. Deren sorgfäl-
tige Beurteilung obliegt auch im Zi-
vilverfahren nach wie vor dem Ge-
richt.10

Soweit sich das Gericht dazu her-
gegeben haben sollte, das Verhält-
nis zwischen polizeilichen Ermittlun-
gen und dem angenommenen
Eingriff in das Persön- lichkeitsrecht
der Klägerin mit der lapidaren Fest-
stellung abzutun, dass ein solcher
„selbst bei schwereren Verkehrssün-
den“ nicht zulässig sei,11 erscheint
dies völlig unvertretbar. Damit dürf-
te es seiner Verpflichtung zur sorg-
samen Beurteilung des Falles und
der korrekten rechtspolitischen Ein-
ordnung des Straftatbestandes
nach § 142 StGB, die schon in der
Höhe der Strafandrohung zum Aus-
druck kommt, kaum gerecht gewor-
den sein.

Folgt man weiter der Ansicht des
Gerichts, dass ein Eingriff in das
Persönlichkeitsrecht der Klägerin
stattgefunden habe, dann hätte es
die Frage klären müssen, ob die
nächtliche Störung als Teil der Er-
mittlungshandlung nicht aus dem
Strafverfolgungsauftrag gem. § 163
StPO gerechtfertigt war.

Mit dem Legalitätsprinzip hat der
Gesetzgeber eine nicht dispositive

aus der Rechtsprechung
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5 Siehe dazu u.a. in: Jarass/Pieroth, Kommentar zum Grundgesetz, 6. Auflage, Verlag C.H. Beck München, Rd.Nr.

30 zu Art. 2 GG mit weiteren Quellenangaben; ferner die Vielzahl der Entscheidungen, die sich mit Umfang und

Tiefe des Persönlichkeitsrechts befasst haben, insbesondere: BVerfGE 6, 32, BGHZ 13, 334, BGHZ 24, 72.

6 Siehe u.a. im Internet unter:
http://ruessmann.jura.uni-sb.de/rw20/Haftung/hiic8d.htm#a%29%281%29

7 Siehe BGHZ 24, 80. Es gilt also nicht das übliche Schema: Die Tatbestandsmäßigkeit indiziert auch die

Rechtswidrigkeit, wenn kein Rechtfertigungsgrund vorliegt. Sondern es ist bereits bei der Tatbestandsmäßigkeit eine

umfassende Güter- und Pflichtenabwägung vorzunehmen.

8 Siehe dazu eingehend in: Leibholz/Rinck, Grundgesetz, Rechtsprechung des BVerfG, Fassung v. 5.2.1980, Verlag

Rd. Otto Schmidt, Köln, Rd.Nr. 3 zu Art. 2 GG.

9 Ein allgemeiner Grundsatz im Zivilrechtsverfahren; er ergibt sich auch aus dem Umkehrschluss zu §§ 616 und 617

ZPO. Danach steht es dem Gericht grundsätzlich nur zu, das zu berücksichtigen, was die Kläger und Beklagte im

Prozess vorgetragen haben.

10 Dies folgt aus dem römischen Rechtsgrundsatz: Da mihi facta, dabo tibi ius (Gib mir die Fakten, ich werde dir das

Recht geben) oder verkürzt: Iura novit curia (Das Recht kennt das Gericht)

11 Siehe Offenbach Post – op-online.de – vom 3.12.2010 a.a.O.
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Grundsatzentscheidung zugunsten
des staatlichen Auftrags zur Verfol-
gung von Straftaten getroffen. Da-
nach haben sich insbesondere Poli-
zeibeamte zu richten. Kommen sie
ihrer Aufgabe nicht nach, machen
sie sich ggf. einer Strafvereitelung
im Amt (§ 258 a StGB) schuldig. Zu-
gleich fordert das Legalitätsprinzip
– wie aus dem Wortlaut des § 163
StPO zu entnehmen – ein unverzüg-
liches Handeln. Unbestritten bein-
haltet die Strafverfolgungspflicht
nach herrschender Rechtsprechung
und Lehre grundsätzlich nur eine
Zuständigkeits- bzw. Auftragsnorm
und stellt keinerlei Eingriffsbefug-
nisse bereit. Diese müssen aus dem
Katalog der übrigen Vorschriften
der StPO entnommen werden.12

Bisher unstrittig ist gleichermaßen,
dass das Aufsuchen und kursorische
Befragen einer Person kein relevan-
ter Eingriff in ein Grundrecht dar-
stellt, daher keiner besonderen ge-
setzlichen Ermächtigung bedarf
und vom Strafverfolgungsauftrag
gedeckt wird. Unter verwaltungs-
rechtlichen Kautelen würde man bei
der nächtlichen Störung von einem
schlichthoheitlichen Handeln –
ohne jeglichen Eingriffscharakter –
sprechen; warum sollte dies unter
strafprozessualen Aspekten anders
sein! Insofern spricht vieles dafür,
dass die Ermittlungen – wie gesche-
hen – auch zur Nachtzeit durchge-
führt werden durften und keinen un-
zulässigen Eingriff darstellten. Die
Schüsse auf den Hund und die da-
raus entstanden Folgen waren je-
doch nicht durch § 163 StPO ge-
deckt, da sie nicht in das
Persönlichkeits-, sondern in das
Vermögensrecht der Klägerin ein-

griffen. Näheres siehe im Folgen-
den unter den Ausführungen über
die Rechtsgutverletzungen und die
Beurteilung des Kausalverlaufs.
Auch hier – so scheint es – ließ das
Gericht vertiefende Gedankengän-
ge vermissen.

Von gravierender Relevanz ist
aber vor allem die Frage, ob das
Gericht das Tätigwerden der Beam-
ten vom Klingeln bis hin zu der von
ihm festgestellten Verletzung des
Rechtsgutes in die richtigen Zusam-
menhänge brachte und den Kausa-
litätsverlauf korrekt beurteilte. Dies
erscheint mehr als strittig. Während
es einerseits mit dem nächtlichen
Herausklingeln einen rechtswidri-
gen Eingriff in das immaterielle Per-
sönlichkeitsrecht (Art. 2 I, 1 I GG, §§
823, 839 BGB) der Klägerin konsta-
tierte, stellte es andererseits mit der
Verpflichtung, die Behandlungskos-
ten für den Hund zu zahlen, einen
ganz anderen – verletzungsinad-
äquaten – Vermögensschaden fest.
Dieser Gedankengang ist in keiner
Weise nachvollziehbar, erscheint
denkunlogisch und unzulässig.

Ungeachtet der Fragen um das
Vorliegen eines Rechtfertigungs-
grundes ist festzustellen: Entweder
bestand Kausalität zwischen dem
Herausklingeln und in der Folge der
Verletzung des Persönlichkeitsrechts
der Klägerin durch Störung der
Nachtruhe, dann hätte der Scha-
denersatzanspruch daraus folgen
müssen. Oder das Erscheinen der
Beamten war unzu- lässig und da-
raus folgten die Schüsse auf den
Hund, dann hätte Schadenersatz
dafür ausgesprochen werden müs-
sen. Beide Kausalketten miteinan-

der zu vermischen, erscheint jedoch
unzu- lässig. Augenscheinlich
scheint sich das Gericht auch nicht
mit der im Zivilrecht geltenden „Ad-
äquanztheorie“13 auseinander ge-
setzt zu haben. Denn dann hätte es
bei dem von ihm angenommenen
Kausalverlauf feststellen müssen,
dass das Erscheinen des Hundes
nicht der allgemeinen Lebenswahr-
scheinlichkeit entsprach und damit
auch nicht von den Beamten vorher
gesehen werden konnte. Jede an-
dere Beurteilung erscheint überzo-
gen und entspräche nicht der Reali-
tät. Man möge sich – quasi in einer
Parallelwertung – einmal vorstellen,
die Klägerin wäre zur Nachtzeit
durch einen wie immer motivierten
sonstigen Dritten – beispielsweise
zwecks Warnung vor einer verdäch-
tigen Rauchentwicklung – geweckt
worden und dann wäre der atta-
ckierende Hund aufgetreten. Wie
wäre der Kausalverlauf wohl dann
zu beurteilen gewesen?

Nach alledem erscheint es juris-
tisch wohl näher liegend, von einer
Kausalkette auszugehen, die erst
mit dem Herauskommen des Hun-
des begann. Dafür und für das ge-
fährliche Verhalten des Hundes trug
die Klägerin die Verantwortung und
nicht die Polizei. Deren Schüsse wa-
ren durch die Bestimmung des sog.
„defensiven Notstandes“ (§ 228
BGB) gerechtfertigt.14 Fakten, die
für eine Unverhältnismäßigkeit zwi-
schen Schaden und abgewehrter
Gefahr sprechen, sind nicht erkenn-
bar.

Erkennbar ist ebenfalls nicht, ob
und in welchem Umfang das Ge-
richt die Subsidiaritätsklausel des §
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12 Kleinknecht/Meyer-Goßner, Beckscher Kurz-Kommentar zur Strafprozessordnung, 44. Auflage, Rd.Nr. 1 zu § 163

StPO.

13 Siehe u.a. BGHZ 3, 261; ferner: Ein Tun oder Unterlassen ist dann adäquate Bedingung, wenn es die objektive

Möglichkeit eines Eintritts generell in nicht unerheblicher Weise erhöht hat. Es gelten nur Umstände, die zurzeit und

am Tatort bekannt oder objektiv erkennbar waren und die ein einsichtiger Mensch in der Rolle des Täters hätte

voraussehen können. Es wird also danach gefragt, ob das Geschehen noch innerhalb der Lebenswahrscheinlichkeit

liegt und der Täter den Ablauf noch vorhersehen konnte. – Eine von vielen Definition; hier entnommen aus dem

Internet unter: http://www.vogel-law.de/adaequanztheorie.html
14 Wie ich in Erfahrung bringen konnte, stellte die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Darmstadt im Januar

2011 gem. § 170 II StPO genau unter diesem Rechtfertigungsgrund das Ermittlungsverfahren gegen die Beamten

wegen Verstoßes nach § 17 TierschutzG Beamten ein.
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839 Abs. 1 S. 1 überhaupt beleuch-
tet hatte. Danach ist die Amtshaf-
tung bei fahrlässigem Verhalten des
Beamten ausgeschlossen, wenn der
Geschädigte von einem anderen
Ersatz zu erlangen vermag. Vorlie-
gend hätte die Geschädigte Scha-
densersatz von dem Unfallflüchti-
gen verlangen können, da dieser
durch sein Verhalten die polizeili-
chen Ermittlungen gerade auch in
dem Haus verursachte.

Die Sachlage entspricht den sog.
Verfolgerfällen, in denen ein Straf-
täter von Beamten verfolgt wird und
dabei die verfolgenden Beamten
oder Dritte verletzt werden. Nach
der Rechtsprechung sind diese
Schadensfälle dem Straftäter (und
nicht den verfolgenden Beamten)
zuzurechnen, da die Verfolgung
durch die hierzu verpflichteten Be-
amten die typische Folge der Straf-
tat und der Flucht ist. Das war im
vorliegenden Fall umso mehr der
Fall, da die Klägerin - wie sich nach
den Schüssen herausstellte und im
öffentlichen Prozess auch vorgetra-
gen worden sein soll - dem Unfall-
flüchtigen tatsächlich die Möglich-
keit einräumte, sich in ihrer
Wohnung zu verbergen und die
Nachforschung der Beamten inso-
fern einen “Volltreffer” landeten!

Fazit

Die Entscheidung des Landge-
richts Darmstadt, eine Amtspflicht-
verletzung der Polizeibehörde fest-
zustellen, erscheint nicht tragbar. So
bleibt zu hoffen, dass die zum Scha-
denersatz verurteilte Behörde in der
Berufung obsiegen wird. Möge es
ihr dabei auch gelingen, in diesem
Verfahren die Ermittlungen der Be-
amten nach Art, Umfang und
Rechtsgrundlage besser zu verdeut-
lichen als in der vorherigen Instanz.

Ungeachtet dessen erscheint es
zukünftig angebracht, den Beam-

tinnen und Beamten zu empfehlen,
in solchen oder ähnlichen Ermitt-
lungsfällen von vorneherein einen
richterlichen Durchsuchungsbefehl
oder zumindest eine entsprechende
staatsanwaltschaftliche Anordnung
auf der Basis der „Gefahr im Verzu-
ge“ einzuholen. Dies mag der poli-
zeiliche Praktiker im Moment zwar
schwer einsehen.

Bei näherer Betrachtung erschlie-
ßen sich ihm jedoch die Vorteile:
Erstens, die Frage um die Rechtmä-
ßigkeit eines nächtlichen Einschrei-
tens dürften sich für ein Zivilgericht
kaum mehr stellen und zweitens,
den Beamten würde die sofortige
Befugnis eingeräumt, in eine Woh-
nung einzudringen, um den Ver-
dächtigen festzunehmen.

Man möge sich nur einmal vor-
stellen, in einem vergleichbaren Fall
lägen belegbare Tatsachen für den
Aufenthalt des Tatverdächtigen in
der Wohnung vor und dieser würde
nicht freiwillig herauskommen. Was
dann? Eine sofortige Wohnungs-
durchsuchung zum Zwecke seiner
Ergreifung und möglicherweise zur
Sicherung von Beweismitteln würde
anstehen.

Angesichts der stringenten Recht-
sprechung zur Unverletzlichkeit der
Wohnung nach Art. 13 GG, wie sie
seit der bekannten Entscheidung
des BVerfG in 200515 zu beachten
ist, wäre es Polizeibeamten nicht ge-
stattet, auf der Basis der selbst
>provozierten< „Gefahr im Ver-
zug“ (die in diesem Fall gar in dop-
pelter Hinsicht zu beachten ist: §
105 Abs. 1 generell und die Nacht-
zeit betreffend nach § 104 Abs. 1
StPO) in die Wohnung einzudrin-
gen.

Heinrich Bernhardt
Polizeipräsident a.D.

aus der Rechtsprechung

Aktuelles Urteil: Gleichbe-
handlung

Keine Diskriminierung
bei Frauenarbeit

Wenn eine Gemeinde die Stelle
einer kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten besetzen will,
kann sie dafür eine Frau bevorzu-
gen, wenn deren Aufgaben die In-
tegrationsarbeit mit muslimischen
Frauen umfasst. In diesem Fall ist
das weibliche Geschlecht unver-
zichtbare Voraussetzung.

Ein männlicher Bewerber wird
also nicht unzulässig benachteiligt,
wenn er nicht in die Bewerberaus-
wahl für die zu besetzende Stelle
einbezogen wird.

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 18. März 2010 – 8 AZR

77/09
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15 Siehe einerseits zum Stellenwert des Grundrechts der Unverletzlichkeit der Wohnung und des bis dahin in nie

gekannter Klarheit ausgesprochenen Gebots, grundsätzlich eine richterliche Entscheidung einzuholen, bevor in die

Wohnung eingedrungen wird, sowie zur Frage, wann „Gefahr im Verzuge“ angenommen werden darf, in: BVerfG

vom 4.2.2005 – 2 BvR 308/04 – Internet:

http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rk20050204_2bvr030804.ht
ml
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Auf den Spuren von „Herkules“ in Nordhessen
Im zurückliegenden Herbst führte

die Bezirksgruppe Südosthessen er-
neut eine Tagesfahrt durch, die an
Höhepunkten nichts zu wünschen
übrig ließ.

Nachdem unsere zwei Busse an
den verschiedenen Haltestellen von
Offenbach bis Schlüchtern die ins-
gesamt 90 Teilnehmer aufgenom-
men hatten, war als erster Höhe-
punkt am Parkplatz Kellerwald
(„Nordhessen“) das bekannt rusti-
kale Frühstück ála Happ angesagt.
Dieser war leider verhindert, da er
zur gleichen Zeit an einer Radtour
am Donauradweg teilnahm. Die
bewährten „Eventmanager“ Nor-
bert Tumbrägel und Thorsten Pfeif-

fer (Toaster) hatten den Ausflug be-
stens durchorganisiert und nichts
dem Zufall überlassen. Selbst das
gute Wetter war gebucht.

Nach dem zünftigen Imbiss ging
es weiter zum E.O.N Kraftwerk am
Edersee. Dort bekamen alle Teil-
nehmer per Filmvortrag die Kraft
des Wassers und dessen Weiterver-
wendung in eindrucksvoller Weise
erklärt. Es folgte die abenteuerliche
Fahrt mit der Standseilbahn zu den
Speicherbecken, mit „Fernrohr-
blick“ auf den „HERKULES“. Da-

nach ging es zur Sperrmauer am
Edersee. Es folgte die Fahrt mit ei-
nem „Personenschiffchen“ nach
Waldeck-West. Dort angelangt, er-
klommen wir die Uferpromenade
„Welt der Sinne“ und wanderten ca.
einen Kilometer zur Waldecker
Bergbahn. Mit der Bergbahn fuhren
wir zum Schloss Waldeck. Viele

nahmen an einer Schlossbesichti-
gung teil, während der Rest der
Truppe die Altstadt von Waldeck un-
sicher machte.

Von Waldeck ging die Fahrt dann
weiter nach Spahl in der thüringi-
schen Rhön in die dortige Kultgast-
stätte „Heile Schern“. Hier fand ein
langer und ereignisreicher Tag, bei
gutem Essen und Trinken, einen ge-
mütlichen Ausklang.

P.S.: Während der Fahrt wurde
auch das Rätsel der „Fünf Seen“ ge-

löst. Neugierig? Wer mehr erfahren
will, sollte am diesjährigen Herbst-
ausflug teilnehmen , der sicher auch
wieder eine gelungene Sache wer-
den wird.

Thorsten Pfeiffer, alias „toaster”
GdP Main-Kinzig

BZG Südost

Gute Laune auf der Staumauer.

Die Organisatoren Norbert und Toaster.

Geselligkeit war Trumpf.

39



Wenn einer eine Reise macht -
dann hat er was zu erzählen!

Kaum war bekannt, dass die Be-
zirksgruppe zum Kölner Weih-
nachtsmarkt fährt, war die Fahrt be-
reits ausgebucht. Aufgrund der
vielen weiteren Anmeldungen ent-
schlossen wir uns, eine weitere Fahrt
durchzuführen.

Am ersten und zweiten Advent
ging es morgens über die Sauer-
landstrecke nach Köln. Auf der
Raststätte “Siegerland” wurde ein
Rast eingelegt. Dort reichte die GdP
den Teilnehmern ein zukünftiges
Osthessenfrühstück.

Gut gestärkt, ging es direkt zum
Kölner Heumarkt, wo sich in zentra-
ler Lage das Hotel “XII Apostel” be-
findet.

Obligatorisch fand eine Domfüh-
rung statt. Die Geschichte des Doms
mit vielen weiteren Details machten

die Fühgrungen zu einem unver-
gesslichen Erlebnis. Die Stadtrund-
fahrt fand jeweils am Sonntagmor-
gen statt. Claudia Grötzebach
(bekannt von den GdP-Seminaren)
erzählte viel Interessantes von ihrer
Stadt.

In der Gaststätte “Ständige Ver-
tretung” und auf den vielen Weih-
nachtsmärkten verlebten die Teil-
nehmer viele schöne Stunden.

Ewald Gerk

BZG Osthessen

Erste Fahrt: Gruppenfoto auf der Domtreppe.

Zweite Fahrt: Stadtführung in Köln bei leicht regnerischem Wetter. Trotzdem kurzweilig und interessant.

Vor dem Hotel XII-Apostel am Kölner Heu-
markt.

Stadtführung während der ersten Fahrt. Rechts Stadtführerin Claudia Grötzebach.
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GdP-Kreisgruppe Main-Kinzig

Einladung zur Jahreshauptversammlung,
am Mittwoch, 06. April 2011, im „Tümpelgarten“

Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen,

am Mittwoch, den 06.04.11
findet um 13.30 Uhr im Nach-
barschaftshaus im Tümpelgar-
ten in Hanau die diesjährige
Jahreshauptversammlung der
Kreisgruppe Main - Kinzig statt.
Hierzu sind alle Mitglieder herz-
lich eingeladen.

Tagesordnung:

1. Begrüßung und Totenehrung

2. Bericht des Vorsitzenden

3. Berichte des Kassierers und
der Kassenprüfer

4. Aussprache zu vorgenannten
Punkten

5. Entlastung des Vorstandes

6. Neuwahlen

7. Referate der Ehrengäste

+ Herr Landrat Erich Pipa

+ Herr Polizeipräsident Ullmann

+ Herr Polizeidirektor Knapp

+ Personalratsvorsitzender des PP
SOH, Rudi Ott

+ Landesvorsitzender der GdP,
Jörg Bruchmüller

+ Landesseniorenvorsitzender der
GdP, Norbert Weinbach

8. Ehrungen

9. Verschiedenes

Anträge zur Tagesordnung kön-
nen bis zum Versammlungsbeginn
gestellt werden. Um zahlreiches Er-
scheinen wird gebeten.

Mit kollegialen Grüßen
Peter Happ / Vorsitzender

P.S: Jeder Versammlungsteilnehmer erhält
einen Imbiss und ein Begrüßungsgeschenk.

BZG Südost

Herzlich willkommen im PP Südosthessen

57 neue Kolleginnen und Kolle-
gen konnten die Führungskräfte des
PP SOH sowie der Personalratsvor-
sitzende Rudi Ott am 14.02.2011
im Präsidium in Offenbach begrü-
ßen.

Erstmals wurden auch 17 Kom-
missarinnen und Kommissare direkt

von der VFHS übernommen, dies
auch, um Zwangsabordnungen zu
vermeiden und die Personalfluktua-
tion bei hiesiger Behörde zu mini-
mieren.

Die weiteren Versetzungen er-
folgten von der Bereitschaftspolizei
und dem PP Frankfurt.

Die GdP-Bezirksgruppe Süd- Ost
wünscht allen „Neuen“ alles Gute in
ihren neuen Dienststellen und viel
Erfolg bei der Arbeit.

BZG Süd-Ost/JS
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Brigitte Winter verabschiedet
Im Juli 2008 wurde unsere

langjährige Mitarbeiterin Brigit-
te Winter im feierlichen Rahmen
mit Blumen und Geschenken
durch ihren Vorgesetzten sowie
ihre Kolleginnen und Kollegen
des HSG Z 1/Z 11 und der Ange-
stelltenvertreterin des Personal-
rates und der GdP-Kreisgruppe
Main-Kinzig, Ingrid Meisner-
Hoppe, in die passive Altersteil-
zeit verabschiedet.

Brigitte begann als „normale“
Sachbearbeiterin bei der Polizeidi-
rektion Hanau am 01. Dezember
1987 in der Zentralkartei und wur-
de im Laufe der Jahre, bis zu ihrem
Eintritt in die passive Altersteilzeit
am 16.07.2008, die allseits aner-
kannte erste Sachbearbeiterin in
dieser Abteilung.

Obwohl es sich vom Grundsatz
her immer um den gleichen Aufga-
benbereich handelte, hat sich im
Laufe der Jahre die Dienststellenbe-
zeichnung mehrfach geändert. Von
„Zentralkartei“ in die „Zentrale Vor-

gangsverwaltung“ und schließlich
in die „Vorgangssteuerungsstelle“.

Die Umstellung von ZK-Kärt-
chen auf EDV mit entsprechenden
Anwendungsprogrammen machte
nicht nur die Änderung von Arbeits-
abläufen notwendig, sondern ver-
langte auch die Fertigkeit, mit die-
sem neuen Arbeitsmittel
umzugehen, ohne Vorgangschaos
zu schaffen.

Schließlich brachte die Zusam-
menlegung der Polizeidirektion Ha-
nau und dem Polizeipräsidium Of-
fenbach in das Polizeipräsidium
Südosthessen ein immenses Arbeit-
saufkommen in die Vorgangssteue-
rungsstelle.

Brigitte Winter wurde wegen ihrer
fundierten und langjährigen Erfah-
rung und Kenntnisse in der Vor-
gangssteuerungsstelle uneinge-
schränkt anerkannt.

Durch ihr stets zuvorkommendes
und freundliches Wesen wurde sie
von Vorgesetzten, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern sehr geschätzt.
Brigittes passive Altersteilzeit endet
mit Ablauf des Monats Mai 2011.

Wir wünschen ihr von Herzen al-
les erdenklich Gute und hoffen,
dass sie noch lange gesund und fit
ihren wohlverdienten Ruhestand ge-
nießen kann. Sie hat es sich ver-
dient!

Ingrid Meisner-Hoppe
GdP Main-Kinzig

Kreisgruppe Main-Kinzig

KG Offenbach: Weihnachtsfeier der Senioren
Der monatlich stattfindende

Stammtisch der KG Offenbach war
im Dezember der krönende Jahres-
abschluss für die Senioren.

In fröhlicher Runde wurde am 9.
Dezember insbesondere über das
APS und das Seniorenseminar in
Tann diskutiert.

Natürlich kam an diesem ver-
schneiten Wintertag auch der Niko-

laus (Bild rechts) und
verteilte Süßigkeiten
und Bioäpfel aus dem
nahegelegenen Gar-
ten des Kollegen, frü-
her bekannt als Um-
weltrolf, mit den Wor-
ten:...“ “und vergiss
nicht auf dem Weg,
anzuklopfen, auch
am Erlensteg. Dort er-
greife die Initiative

und geh
ins
Gasthaus an der Loko-
motive. Dorthin sind ge-
kommen, trotz tiefem
Schnee, die Senioren
von der GdP!“

Als besonderen Gast
begrüßte der Nikolaus
auch den Vorsitzenden,
Jörg Schumacher (Bild
links)

Auch im Jahre 2011 treffen sich
die Senioren der KG Offenbach je-
den zweiten Donnerstag im Monat
in der Gaststätte des Kleingärtner-
vereins Ost in der verlängerten
Schloßmühlstraße an der Lokomoti-
ve in Offenbach-Bieber.

Rolf Degenhard
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Weihnachtsfeier der Pensionäre im Main-Kinzig-Kreis
Eine der großen Traditionen

der Kreisgruppe Main-Kinzig ist
die jährliche Pensionärsweih-
nachtsfeier. Wie immer fand die
Veranstaltung im Gebäude des
PSV Grün-Weiß in Hanau statt.
Tradition ist auch, dass die Orga-
nisation und die Durchführung
von Ingrid Meisner-Hoppe, Peter
Born und Norbert Tumbrägel
übernommen wurde.

In Vertretung von Peter Happ,
der im Skiurlaub weilte, informier-
te Thorsten Pfeiffer nach seiner
Begrüßung die zahlreich erschienen Senioren über Ak-
tuelles aus der GdP. So war z.B. vielen Senioren noch

nicht bekannt, dass man als GdP-Mitglied eine SIM -
Karte für kostenlose Festnetzgespräche bestellen kann.
Wie immer erhielten die Pensionäre, die im zurücklie-
genden Jahr einen runden Geburtstag feiern konnten,
einen der begehrten Rhöner Pressköpp.

Höhepunkt der Veranstaltung war die Ehrung von
Joachim Jacob für seine 60–jährige Mitgliedschaft in
der GdP. Für Joachim Jacob, der in dieser langen Zeit
zahlreiche Vorstandsstandsfunktionen begleitete, hielt
Markus Hüschenbett eine kleine Laudatio und bedankte
sich für dessen langjähriges Engagement. Zuletzt war
Joachim Seniorenvertreter der im Jahre 2003 gegrün-
deten Kreisgruppe Main - Kinzig. Dem aufmerksamen
Leser wird aufgefallen sein, dass die GdP erst im kom-
menden August 60 Jahre alt wird. Zu den Jubiläumsjah-
ren von Joachim Jacob waren auch seine Mitgliedsjahre
in der Gewerkschaft Bau - Steine - Erden einbezogen
worden. Dort war Joachim Jacob bereits als junger
Gärtner organisiert, bevor er als Polizeibeamter in dem
französischen Sektor von Berlin seinen Dienst antrat. In
den 60er Jahren verschlug es ihn nach Hessen, wo er
bei verschiedenen Dienststellen in Frankfurt und im
Main-Kinzig-Kreis in diversen Führungsfunktionen tätig

war. Heute wohnt er mit seiner Frau in der bayrischen
Rhön und genießt seinen wohlverdienten Ruhestand.

Nach dem offiziellen Teil ging es mit diversen Lecke-
reien und so manchen Gläschen Wein oder Bier zum
gemütlichen Teil über. Mit zahlreichen Bildern vom zu-
rückliegenden Herbstausflug erinnerte Norbert Tum-
brägel an einen schönen Tag am Edersee. Selbstver-
ständlich wird diese schöne Tradition auch im Jahre
2011 fortgeführt werden.

Markus Hüschenbett
KG Main-Kinzig

Kreisgruppe Main-Kinzig

Ehrung der Jubilare durch den Seniorenvertreter Norbert Tumbrägel
(zweiter von links).

Rechenschaftsbericht durch KG-Stellvertreter Thorsten Pfeiffer.

Ferdinand Fritz (Bildmitte) ist das älteste GdP-Mitglied der KG Main-Kinzig.
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Internet für Senioren jetzt aktualisiert
Der Landesseniorenvorstand gestaltet die Informa-

tionen im Internet für Senioren umfangreicher. Da Se-
nioren nicht mehr über Aushänge aktuell informiert
werden, können so Informationen schnell von zu Hause
aus abgerufen werden. Ohne sich extra in einem Mit-
gliederbereich anmelden zu müssen, kann man auf die
Artikel und Berichte zugreifen. Darunter gelangt ihr auf
die Startseite unserer GdP. Man kann auch bei einer
Suchmaschine, z.B. Google, einfach nur GdP Hessen
eingeben und klickt dann „GdP Hessen Homepage“ an.

Auf der Startseite der GdP Hessen muss man dann in
der oberen Leiste „Personengruppen“ aufrufen und Se-
niorengruppe anklicken. Jetzt öffnet sich die Startseite
der Senioren.

Auf der Startseite der Senioren befinden sich auf der
linken Seite die Themenfelder, die durch Anklik- ken ge-
öffnet werden. Dies sind: Vor-
stand/BZG-Zuständigkeit, Termine, Berichte/Arti-
kel, AKTUELLES und Geselliges. Befinden sich auf
einer Seite der geöffneten Themenfelder Überschriften,
so gelangt man durch Anklicken der Überschrift zu dem
jeweiligen ausführlichen Artikel.

l Vorstand/BZG-Zuständigkeit: Die Mitglieder des
Landesseniorenvorstandes werden vorgestellt. Wel-
che Funktion hat wer im Vorstand. Für welche Be-
zirksgruppe ist welcher Kollege zuständig. Wie kann
ich ihn erreichen.

l Termine/Vorstandssitzungen des LSV, Veranstal-
tungen für Senioren vom Landesbezirk, den Bezirks-

gruppen und auf Kreisgruppenebene findet man auf
dieser Seite.

l Berichte/Artikel: Hier werden Berichte und Artikel,
vor allem aus den verschiedenen REPORTS, die für
Senioren interessant sein könnten, veröffentlicht.

l Aktuelles: An dieser Stelle wollen wir zukünftig
Neuerungen, Gesetzesänderungen, Urteile usw., die
uns Ältere betreffen, aufnehmen.

l Geselliges/Ausflüge, Tagesveranstaltungen usw
., vor allem aus den verschiedenen REPORTS, finden
auf dieser Seite ihren Platz.

Ich hoffe, dass der Weg, wie man zu den Informatio-
nen gelangt, auch für nicht mehr ganz so junge, ver-
ständlich beschrieben wurde. Klickt doch einfach mal
rein. Gerne stehe ich auch für Rückfragen zur Verfü-
gung.

Der Landesseniorenvorstand nimmt auch gerne An-
regungen entgegen. Artikel zur Veröffentlichung im In-
ternet werden nur in digitaler Form entgegen genom-
men. Veröffentlichungen werden nur von Mitgliedern
des Landesseniorenvorstandes veranlasst. Dabei ent-
scheiden diese auch, ob ein Artikel ins Internet über-
nommen wird. Kürzungen und Ergänzungen behalten
wir uns vor.

Einen herzlichen Dank gilt Ruth Brunner von der Ge-
schäftsstelle in Wiesbaden. Sie hat die Homepage der
Senioren gestaltet und die Artikel übertragen.

Harald Dobrindt

Seniorenseite

Geschlechtsbezogene Benachteiligung

Notfalls ist Ausgleich zu schaffen
Tarifvertragliche Regelungen, die Frauen wegen ih-

res Geschlechts benachteiligen, sind unwirksam. Eine
solche Benachteiligung kann vorliegen, wenn nach ei-
ner tariflichen Versorgungsregelung der Bezug von
Übergangsgeld zu dem Zeitpunkt endet, zu dem der
Versorgungsempfänger vorzeitig Altersrente in An-
spruch nehmen kann.

Das gesetzliche Rentenrecht regelt die Möglichkeit,
vorzeitige Altersrente zu beziehen, für Männer und
Frauen unterschiedlich. Während Frauen bestimmter
Geburtsjahrgänge nach Vollendung des 60. Lebens-
jahres vorzeitige Altersrente beanspruchen können,
gibt es diese

Möglichkeit für Männer erst nach Vollendung des
63. Lebensjahres. Tarifvertragsparteien können den
Nachteil beseitigen, indem sie für die kürzere Bezugs-
dauer einen finanziellen Ausgleich schaffen.

Bundesarbeitsgericht,  9 AZR 584/09

Elterngeld

Netto vor der Geburt ist maßgebend
Das Elterngeld bemisst sich nach den Einkünften, die

der berechtigte Elternteil zuletzt, vor der Geburt des Kin-
des, tatsächlich bezogen hat. Eine spätere Steuerrücker-
stattung, die zu einem höheren Nettoeinkommen führt,
ist bei der Berechnung der Höhe des Elterngeldes nicht
zu berücksichtigen.

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz,  - L 5 EG 4/10

Hartz IV

Fortzahlungsantrag ist entscheidend
Wer Hartz-IV-Leistungen bezieht, muss nach der

Beendigung des Bewilligungsabschnitts einen Fortzah-
lungsantrag stellen. Denn Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts werden erst ab dem Eingang des An-
trags auf Fortzahlung weiter gewährt.

Bundessozialgericht,
Urteil vom 18. Januar 2011 - B 4 AS 99/10 R

47



Treffen nach 45 Jahren
Die Jahreszahlen machen uns

darauf aufmerksam, wie schnell
doch die Zeit vergangen ist und wie
lange doch die gemeinsamen Jahre
der polizeilichen Ausbildung zu-
rückliegen. Angefangen hatte alles
am 1. Juli 1965, als 46 Polizeian-
wärter, weibliche Bewerber gab zu
dieser Zeit (leider) noch nicht, in der
9. Hundertschaft unter Leitung von
PHK (Papa) Dönch und später PHK
Martin Kreck, Bereitschaftspolizei in
Hanau, anfingen.

Heute sind alle Lehrgangskolle-
gen bereits im verdienten Ruhe-
stand und auch der Hans Schlach-
ter, der in das Nachbarland
Rheinland Pfalz gewechselt war und
daher erst mit Erreichen des 63. Le-
bensjahres aus dem Polizeidienst
verabschiedet werden konnte, hatte
es nunmehr geschafft. Er war es
denn auch, der sich bei unserem
letzten Treffen in Niedermoos/Vo-
gelsberg bereit erklärt hatte, dieses
Treffen vorzubereiten.

Viele Ehemalige folgten seiner
Einladung in den Pfälzer Wald und
zum Ende der Deutschen Weinstra-
ße mit dem „Deutschen Weintor“.
Das imposantes Denkmal wurde
während der NS-Zeit in nur zwei
Monaten und nur ein Kilometer von
der Grenzstadt Wissembourg ent-
fernt am 18.10.1936 erbaut. Weit-
hin sichtbar, war dieser Treffpunkt
nicht zu verfehlen.

Bei schönem Wetter, einem tradi-
tionellen Flammkuchen der Region
und einem Gläschen Wein erfolgte
dort auch die erste Begrüßung. Es
schloß sich ein kleiner Rundgang an
und danach fuhr man gemeinsam
durch den Wasgau zu unserem
200m vor der französischen Grenze
liegendem Hotel St. Germanshof.

Nach kurzem Einchecken im Ho-
tel starteten wir eine ca. 6km lange
Wanderung durch den Mundat-
wald. 1946 wurde ein Gebiet von 7
km2 vom deutschen Teil des Waldes
dem französischen Staatsgebiet ein-
gegliedert. Erst 1986 wurde Frank-
reich als Grundbesitzer über das
fragliche Gebiet (außer Burgruine

Guttenberg) eingetragen und er-
hielt die unbefristeten Holz-, Jagd-
und Wasserrechte.

Auf unserem Weg lagen unüber-
sehbar Massen von Esskastanien
und so machten wir denn auch Be-
kanntschaft mit Wildschweinen, die
sich daran gütlich taten. Auf dem
fast ständig steil ansteigenden Weg
begleiteten uns trotz der vergange-
nen Jahrzehnte noch deutlich Spu-
ren der Stellungskämpfe aus den
Weltkriegen und verlangte uns so
manchem Schweißtropfen ab. Lei-
der hatten wir nicht ganz „die
Marschzahl“ eingehalten und sind
damit ein paar Meter zu viel gelau-
fen. Aber es hat Spaß gemacht und
am Ende wurden wir nicht nur mit
einem schönen Blick über die Wein-
hänge, sondern auch an einem
Winzerstand mit einem guten Glas
Wein belohnt. Nur noch ein Sprung
war es dann zum nahen Zielort
Schweigen und dort zum Weingut
Beck, wo in der romantischen Wein-
stubb so manche Weinlage über die
Zunge lief.

Mit einem gut funktionierenden
Fahrdienst ging es zurück zum Ho-
tel, denn dort sollte „unser gemein-
samer Abend“ stattfinden. Ob defti-
ger „Saumagen“ oder anderen
Spezialitäten der Region, die Spei-
sekarte hielt für jeden etwas bereit,
das Grundlage für den weiteren
Abend werden sollte. Das folgende
gemütliche Beisammensein begann
mit Austausch gemeinsamer Erinne-
rungen: „weißt Du noch, das waren
noch Zeiten“. Bilder aus gemeinsa-
men Zeiten und vom letzten Treffen

frischten so manche Erinnerungslü-
cken auf, die es zu schließen galt
und dies dauerte bei Einigen bis in
die späte Nacht.

Am folgenden Morgen, für Man-
chen kurz darauf, war ein gemein-
sames Frühstück angesagt. Leider
ließ es der zeitliche Rahmen nicht
mehr zu, das nahegelegene interes-
sante Museum der „Maschi-
no-Linie“ aus dem ersten Weltkrieg
zu besichtigen.

Was dennoch sein musste, war
zum Abschied vor dem historischen
Gasthaus das Gruppenfoto, das
nicht nur zur eigenen Erinnerung an
diesem Treffen, sondern auch allen
anderen, die aus unterschiedlichen
Gründen nicht teilenehmen konn-
ten, erhalten. Gemeinsame Stun-
den gingen zu Ende, die geprägt
waren von einer herzlichen Atmo-
sphäre und einem ebenso herzli-
chen „Dankeschön“ an unserem
Kollegen Hans Schlachter, der in
seiner Genesungszeit, dieses Tref-
fen ausgerichtet hat.

Gemeinsam wurde auch be-
schlossen, sich nicht erst zum 50.
Jahrestag, sondern bereits im Jahre
2012 bei Jochen Breitenbach, der
im Oberpfälzer Wald wohnt, zu tref-
fen.

Dietmar Reichel

PAL 53 b

Erinnerungsfoto vor dem Hotel.
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Gertrud und Ferdinand Fritz feiern Gnadenhochzeit
Am Dienstag, dem 18.01.2011 konnte Ferdi

Fritz, unser „dienstältester“ Pensionär der Ge-
werkschaft der Polizei Kreisgruppe Main–Kinzig
mit seiner lieben Gattin Trude das höchst seltene
Ehejubiläum der „Gnadenhochzeit“ feiern.

Im Kreise der Familie und zahlreicher Freunde be-
ging das liebenswerte Pärchen diesen Ehrentag. Mit ei-
nem Festgottesdienst in der Kirche Maria Namen zu
Hanau, wo sich das Paar vor 70 Jahren das Jawort ge-
geben hatte, wurde dieser denkwürdige Tag begonnen.

Ehrendomkapitular Monsignore und Geistlicher Rat,
Herr Dr. Norbert Zwergel und der Pfarrer der Kirchen-
gemeinde Mariae - Namen, Herr Reiner Modenbach,
zelebrierten gemeinsam den Gottesdienst.

Monsignore Dr. Zwergel erinnerte in seinen Gruß-
worten an die vergangenen Ehejubiläen der Eheleute
Fritz, von denen er bereits die letzten zwei Jubiläen,
nämlich die Diamantene und die Eiserne Hochzeit als
Priester begleiten durfte.

Er umriss humorvoll den Lebensweg der beiden, wo
sie sich kennen und lieben lernten, um sich dann 1941
das Jawort in eben dieser Kirche zu geben. Am Ende des
Festgottesdienstes, verlas Herr Dr. Zwerge noch die
Grußworte und Glückwünsche des Bischofs der Diözese
Fulda, Bischof Heinz Algermissen.

Im Anschluss an den festlichen Gottesdienst feierte
das Jubelpaar im Weißen Saal des Schlosses Philippsru-
he in Hanau.

Trude, als „Managerin“ bestens bekannt, hatte sich in
ihrer unnachahmlichen Art wieder etwas Besonderes für
ihren „Ferdi“ einfallen lassen. So überraschte sie ihren
Gatten, der in diesem Jahr seinen 95. Geburtstag feiern
kann und die Gäste mit dem Auftritt zweier Künstler, die
für diesen besonderen Anlass eigens aus der Schweiz
angereist waren und mit einem Potpourri von bekann-
ten Chansons aus den 20er und 30er Jahren begeister-
ten.

Die Glückwünsche des Landrates des Main-Kinzig-
Kreises und des persönlich anwesenden Oberbürger-
meisters der Stadt Hanau, Herrn Klaus Kaminsky nahm
das Paar mit der gleichen Nonchalance entgegen, mit
der sie auch dem Fernsehteam des Hessischen Rund-
funks geduldig und fast professionell, Rede und Antwort
stand.

Trude verriet zum Abschluss der Aufnahmen in einem
Interview mit einem Augenzwinkern, das Geheimnis
des langen gemeinsamen Weges, der nicht nur von Hö-
hen geprägt war.

Die 91- jährige „Powerfrau“ Trude verriet auch, wie
sie sich trotz ihres hohen Alters körperlich und geistig fit
hält, indem sie nämlich noch immer drei Mal die Woche
ihren Gymnastikkurs besucht und sich auch in der virtu-

ellen Welt des Internets mit ihrem erst im letzten Jahr er-
worbenen Laptop und Internetkursen auf dem Laufen-
den hält. Das liebenswerte Pärchen ist bei den Veran-
staltungen der Kreisgruppe immer gerne gesehen, an
denen sie so oft wie möglich teilnehmen.

Die Glückwünsche und Präsente der Kreisgruppe der
GdP Main-Kinzig, wurden von dem stellvertretenden
Schriftführer Ivo Schmitt, der gleichzeitig auch inoffiziel-
ler „Pensionärsbetreuer” ist und Pensionär Dieter Feik
überbracht.

Nach einem langen Tag verabschiedeten Ferdi und
Trude Fritz zwar erschöpft, aber glücklich ihre Gäste.

Liebe Trude und lieber Ferdi, wir wünschen Euch wei-
terhin alles erdenklich Gute, vor allem aber Gesund-
heit, damit Ihr noch viele gemeinsame Jahre erleben
könnt und wir noch viele schöne Stunden mit Euch ver-
bringen können.

Ivo Schmitt
Hanau

KG Main-Kinzig

Die Glückwünsche und Präsente der Kreisgruppe überbrachten Ivo
Schmitt (hinten links) und Dieter Feik (hinten rechts).

Redaktionsschluss für die Ausgabe
Juni 2011 ist am:

Freitag, 20. Mai 2011

Artikel, Fotos etc. bitte an folgende
eMail- Adresse senden:

gdp-osthessen@onlinehome.de
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